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HERMANN  MAUER 

AUS  CASSEL. 


STRASSBURG 

VERLAG  VON  KARL  J.  TRÜBNER 
1907. 


Mit  Genehmigung  der  Fakultät  ist  nur  der  I.  Abschnitt 
als  Dissertation  gedruckt. 

Die  gesamte  Abhandlung  erscheint  als  Heft  XXII  der 
„Abhandlungen  aus  dem  Staatswissenschaftlichen  Seminar  zu 
Straßburg“  herausgegeben  von  G.  F.  Knapp  u.  W.  Wittich, 
(Verlag  von  Karl  J.  Trübner  in  Straßburg). 


M.  DuMout  Schauberg,  Straßburg. 


VOEWORT. 

Die  Literatur  über  das  landschaftliche  Kreditwesen  Preußens 
ist  umfangreich  und  vielseitig.  Es  bedarf  daher  der  Rechtfertigung, 
warum  wir  zu  den  zahlreichen  Schriften  über  diesen  Gegenstand 
noch  eine  neue  hinzufügen. 

Veranlassung  zu  der  vorliegenden  Arbeit  gab  der  Umstand, 
daß  es  bisher  noch  an  einer  Darstellung  fehlte,  die  das  land- 
schaftliche Kreditwesen  als  ein  einheitliches  Ganzes  behandelt 
Die  Literatur  setzt  sich  nämlich  in  der  Hauptsache  aus  Mono- 
graphieen  über  die  einzelnen  Landschaften  zusammen.  Im  Gegen- 
satz hierzu  soll  jetzt  das  landschaftliche  Kreditwesen  als  ein 
einheitliches  Ganzes,  als  ein  Kreditsystem,  betrachtet  werden. 

Der  Zweck  der  vorliegenden  Arbeit  ist  die  Untersuchung 
dieses  Systems  nach  einer  ganz  bestimmten  Richtung  hin : Wir 
wollen  das  Kreditwesen  agrargeschichtlich  betrachten;  die  Be- 
ziehungen zwischen  Kreditsystem  und  Agrarverfassung  sollen 
klargelegt  werden.  Zugleich  soll  aber  auch  dargelegt  werden, 
wie  das  Kreditsystem  die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  über- 
haupt volkswirtschaftlich  beeinflußt  hat. 

Diese  Ausdehnung  des  Themas  ermöglicht  es,  die  Gesamt- 
entwicklung des  landschaftlichen  Kreditwesens  in  großen  Zügen 
darzustellen  und  gleichzeitig  die  Tätigkeit  des  Staates  auf  dem 
Gebiete  des  ländlichen  Bodenkreditwesens  kurz  zu  skizzieren. 
Im  Hinblick  hierauf  glauben  wir,  unsere  Arbeit  als  einen  Beitrag 
zur  Geschichte  der  preußischen  Bodenkreditpolitik  bezeichnen 
zu  können. 

Der  agrargeschichtliche  Teil  der  vorliegenden  Arbeit  ent- 
stammt in  der  Hauptsache  meiner  von  der  rechts-  und  staats- 
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wissenschäftlichen  Fakultät  der  Kaiser  Wilhelms  - Universität 
Straßburg  i.  E.  preisgekrönten  Schrift;  „Das  landschaftliche 
Kreditsystem  Preußens  agrarhistorisch  betrachtet“. 

Bei  Anfertigung  des  zweiten  Teiles  und  insbesondere  bei 
der  Behandlung  bodenkredittechnischer  Fragen  ist  mir  meine 
langjährige  Tätigkeit  im  Bank-  und  Bodenkreditfach  in  hohem 
Maße  zustatten  gekommen. 

Die  vorliegende  Schrift  basiert  im  wesentlichen  auf  bisher 
unveröffentlichtem  Aktenmaterial,  das  jedoch  nirgends  einheitlich 
vorhanden  ist.  Es  bedurfte  daher  umfassender  Aktenstudien  in 
den  verschiedensten  Archiven. 

Benützt  wurden  das  Geheime  Staatsarchiv  und  das  Archiv 
des  Landwirtschaftsministeriums  in  Berlin,  ferner  die  Landschafts- 
archive in  Breslau,  Königsberg,  Stettin,  Danzig,  Posen  und  Halle, 
die  Staatsarchive  in  Königsberg,  Stettin,  Danzig  und  Posen  und 
endlich  das  Archiv  der  Kur-  und  Keumärkischen  Hauptritter- 
schaftsdirektion, sowie  das  landständische  Archiv  in  Berlin. 

Für  meine  Quellenstudien  bei  den  Landschaften  war  das 
freundliche  Entgegenkommen  der  Generallandschafts-  und  Land- 
schaftsdirektionen unerläßliche  Voraussetzung.  Ihnen  möchte  ich 
daher  vor  allem  meinen  Dank  sagen  für  die  mir  auf  Veranlassung 
des  Königlich  Preußischen  Ministeriums  für  Landwirtschaft,  Do- 
mänen und  Forsten  erwiesene  bereitwillige  Unterstützung. 

Zu  besonderem  Danke  verpflichtet  bin  ich  ferner  meinem 
hochverehrten  Lehrer,  Herrn  Professor  Dr.  Knapp,  der  meine  Ar- 
beit mit  Rat  und  Tat  in  der  bereitwilligsten  Weise  gefördert  hat. 

Auch  der  freundlichen  Unterstützung  von  seiten  Sr.  Ex- 
zellenz des  Herrn  Wirkl.  Geheimen  Oberregierungsrates  Ministe- 
rialdirektors Dr.  H.  Thiel  und  des  Herrn  Wirkl.  Geheimen  Ober- 
regierungsrates Ministerialdirektors  Küster  habe  ich  dankbar  zu 
gedenken. 

Bei  der  Suche  nach  dem  einschlägigen  Material  unterstützte 
mich  Herr  Archivar  Dr.  Klinkenborg  vom  Geheimen  Staatsarchiv 
in  liebenswürdigster  Weise. 

Sehr  wertvolle  Ratschläge  wurden  mir  von  seiten  des 
leider  inzwischen  verstorbenen  GeneraUandschaftsdirektors  Bon 
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in  Königsberg  zuteil.  Dem  weitgehenden  Entgegenkommen,  das 
er  und  Herr  Generallandschaftssyndikus  Dr.  Leweck  mir  erwiesen 
haben,  ist  es  zuzuschreiben,  daß  die  Behandlung  der  ostpreußischen 
Verhältnisse  in  besonders  ausführlicher  Weise  erfolgen  konnte. 

In  Einzelfragen  durfte  ich  den  Rat  der  Herren  Professor 
Dr.  Wittich,  Straßburg  i.  E.,  Ministerialdirektor  Dr.  Hermes,  Berlin, 
Generallandschaftssyndikus  Justizrat  Lucas,  Breslau  und  General- 
landschaftsrat Ausner,  Posen,  in  Anspruch  nehmen. 

Allen  den  Heri’en,  die  mir  hei  meinen  Forschungen  behilf- 
lich waren,  spreche  ich  hierdurch  meinen  aufrichtigen  Dank  aus. 

Zum  Schlüsse  möchte  ich  noch  der  Herren  Landschafts- 
beamten gedenken,  denen  ich  so  manche  — wenn  auch  not- 
wendige — Mühe  und  Arbeit  verursacht  habe. 

Straßburg  i/E.,  im  Mai  1907. 

Hermann  Mauer. 
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EINLEITUNG. 


In  der  Geschichte  des  ländlichen  Bodenkredits  sind  drei 
Entwicklungsstufen  zu  unterscheiden,  die  sich  charakterisieren 
lassen  durch  die  Worte  Gebundenheit  — Freiheit  — Organisation. 

Erstens:  Gebundenheit,  insofern  die  Grundbesitzer  bei  der 
Ausnutzung  des  Bodenkredits,  d.  h.  der  Verpfändung  ihres  Grund- 
besitzes zwecks  Aufnahme  und  Sicherstellung  von  Darlehen,  an 
die  Zustimmung  teils  der  Lelms-  oder  Gruudherren,  teils  der 
Landespolizeibehörden  gebunden  sind. 

Zweitens:  Freiheit,  insofern  die  Beschränkungen  zugunsten 
Dritter  in  Wegfall  kommen,  die  Ausnutzung  des  Bodenkredits 
jedem  Grundbesitzer  freisteht,  er  aber  hinsichtlich  der  Be- 
friedigung seines  Kreditbedarfes,  nach  wie  vor  auf  die  private 
Darlehnsgewährung  — den  Individualkredit  angewiesen  ist. 

Drittens : Organisation,  insofern  die  Ausnutzung  des  Boden- 
kredits durch  besondere  zum  Zwecke  der  Bodenkreditgewährung 
geschaffene  Institute  erleichtert  und  gefördert,  der  Individual- 
kredit somit  durch  den  organisierten  Kredit  ersetzt  wird. 

Die  erste  Stufe  gehört  fast  überall  der  Vergangenheit  an, 
in  Deutschland  ist  auch  die  zweite  bereits  überwunden.  Der 
Übergang  zu  der  letzten  Stufe  vollzieht  sich  der  Regel  nach 
in  der  Weise,  daß  zunächst  eine  Ordnung  des  Hypotheken- 
wesens, insbesondere  die  Einrichtung  mit  Publizität  versehener 
Hypothekenbücher  stattfindet. 

In  Preußen  ist  die  Regelung  des  Hypothekenwesens  im 
Jahre  1723  erfolgt.  Schon  bald  hiernach  tauchten  die  ersten 
Vorschläge  zur  Schaffung  einer  Kreditorganisation  auf.  Am 
28.  Mai  1729  erging  eine  Kabinetsordre , durch  die  Friedrich 
Wilhelm  I.  die  Errichtung  einer  Landes -Kredit -Kasse  für  die 
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adeligen  und  köllmisehen  Gutsbesitzer  Ostpreußens  an  ordnete  0- 
Dieses  Projekt  gelangte  aber,  wie  so  viele  andere  Friedrich 
Wilhelms  I.  nicht  zur  Ausführung.  Erst  unter  Friedrich  dem 
Großen  wurde  die  Organisation  des  ländlichen  Bodenkredits  in 
Angriff  genommen  und  der  Grundstein  zu  dem  landschaftlichen 
Kreditsystem  gelegt. 

Die  Errichtung  des  landschaftlichen  Kreditsystems  ist  auf 
die  Anregung  eines  Berliner  Kaufmanns,  namens  Büring  zurück- 
zuführen. Dieser  unterbreitete  dem  Könige  Friedrich  II.  im 
Jahre  1767  einen  Plan^),  in  dem  die  Schaffung  einer  Kredit- 
organisation für  den  grundbesitzenden  Adel  in  Vorschlag  gebracht 
wurde.  Dem  Büringschen  Projekt  lag  der  Gedanke  zugniude, 
daß  fortan  nicht  mehr  der  einzelne  Grundbesitzer  für  die  Be- 
friedigung seiner  Kreditbedürfnisse  zu  sorgen  hätte,  vielmehr 
ein  Institut  geschaffen  werden  müßte,  daß  diese  Aufgabe  für 
alle  Gutsbesitzer  gemeinschaftlich  übernehmen  könnte. 

Mau  akzeptierte  diesen  Gedanken  und  rief  nach  und  nach 
mehrere  derartige  Institute  ins  Leben.  Es  geschah  dies  in 
der  Weise,  daß  die  Gutsbesitzer  einer  Provinz  zu  einem  Ver- 
bände zusammentraten,  der  „Landschaftliches  Kreditinstitut“ 
oder  kurzweg  „Landschaft“  genannt  wurde.  Dieser  Korporation 
gehörten  in  der  Kur-  und  Keumark  diejenigen  Gutsbesitzer  an, 
die  sich  ausdrücklich  angeschlossen  hatten,  in  Schlesien, Pommern, 
Ost-  und  Westpreußen  alle  Besitzer  aufnahmefähiger  Güter  eo  ipso. 

Die  Landschaften  darf  man  sich  nicht  als  Kreditinstitute 
im  Sinne  der  heutigen  wissenschaftlichen  Terminologie  vorstellen. 
Es  fehlten  ihnen  nämlich  zwei  Kriterien  der  modernen  Kredit- 
institute: Eigenes  Kapital  und  Erwerbstendenz.  Sie  pflegten 
den  Bodenkredit  nicht,  um  dadurch  einen  Gewinn  zu  erzielen, 
sondern  im  Sinne  einer  Genossenschaft  die  von  ihren  Mitgliedern 
nur  soviel  über  die  Selbstkosten  hinaus  verlangt,  als  zur  Be- 

‘)  St.  A.  Königsberg  84  d. 

*)  Beilage  II. 

*)  Die  Schlesische  Landschaft  (1770),  das  Kur-  und  Neumärkische 
Ritterschaftliche  Kreditinstitut  (1777),  die  Pommersche  Landschaft  (1781), 
die  Westpreuß.  Landschaft  (1787)  und  die  Ostpreuß.  Landschaft  (1788). 
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streitung  der  Verwaltungskosten  erforderlich  ist.  Eigenes  Ver- 
mögen besaßen  die  Landschaften  im  Anfänge  überhaupt  nicht, 
erst  im  Laufe  der  Zeit  sammelten  sie  „eigentümliche  Fonds“ 
an,  die  aber  auch  dann  nur  zur  Deckung  von  Ausfällen  und 
nicht  zur  Kreditgewährung  benutzt  werden  durften.  Die  Mittel 
zur  Beleihung  der  Eittergüter  verschafften  sich  die  Landschaften 
durch  Aufnahme  von  Kapitalien  bei  Dritten.  Dies  waren  in 
erster  Linie  die  städtischen  Kapitahsten,  die  eine  Anlage  für 
ihre  flüssigen  Gelder  suchten.  Ihnen  gegenüber  standen  die 
ländlichen  Grundbesitzer  mit  ihren  Kreditbedüiinissen.  Zwischen 
diese  beiden  Gruppen  traten  die  Landschaften  als  Vermittlungs- 
organ. Sie  gewährten  den  Gutsbesitzern  einen  unkündbaren 
Bodenkredit  durch  Aufnahme  von  Darlehen  bei  Kapitalisten. 
Diesen  wurden  für  die  gegebenen  Darlehen  seitens  der  Land- 
schaften Urkunden  ausgestellt,  welche  ihnen,  als  den  Gläubigern, 
eine  persönliche  und  dingliche  Sicherheit  bezüglich  ihrer  Dar- 
lehensforderung gewährten. 

Diese  Urkunden  — Pfandbriefe  genannt  — wurden  in 
den  Landschaftsreglements  übereinstimmend  in  folgender  Weise 
definiert:  „Pfandbriefe  sind  Hypothekeninstrumente,  welche  von 
den  verbundenen  Ständen  auf  adlige  Güter  ausgefertigt  und  in 
Ansehung  des  Kapitals  sowie  wegen  prompter  und  richtiger  Ab- 
führung der  Zinsen  ihren  Inhabern  garantiert  Averden“. 

Diese  Definition  läßt  aber  den  wahren  Charakter  der 
Pfandbriefe  nicht  erkennen;  denn  sie  spricht  einerseits  von 
hypothekarischer  Sicherheit,  wo  eine  solche  nach  modernen 
Eechtsbegriffen  nicht  besteht,  Avährend  sie  andererseits  die 
Rechtstypen,  die  vorliegen,  nicht  klar  hervortreten  läßt.  Tat- 
sächlich gewährte  der  Pfandbrief  zwei  klar  umschriebene  Rechte. 
Erstens  eine  rein  persönliche  Forderung  gegenüber  den  verbun- 
denen Landständen,  indem  in  ihm  ausdrücklich  bekundet  wurde 
„die  besondere  Garantie  der  verbundenen  Stände“*).  Es  haftete 

‘)  Diese  „Generalgarantie“  hatte  Büring  nicht  vorgeschlagen.  Die 
entgegengesetzte  Angabe  von  Stadelmann  (a.  a.  0.  II.  125),  die  sich  auch  an 
anderen  Stellen  in  der  Literatur  findet,  ist  unzutreffend.  Es  heißt  in  Bürings 
Plan  ausdrücklich:  „es  wird  keine  Garantie  der  Landstände  erfordert“. 
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demnach  zunächst  dem  Inhabergläubiger  des  Pfandbriefes  das 
Kapitalvermögen  der  verbundenen  Stände  d.  h.  der  Landschaft. 
Infolge  dieser  persönlichen  Haftung  war  nun  aber  die  Land- 
schaft berechtigt  und  verpflichtet,  falls  ihre  liquiden  Mittel  zur 
Befriedigung  der  Pfandbriefgläubiger  nicht  ausreichten,  die 
Haftung  der  zu  ihr  verbundenen  Güter  in  Anspruch  zu  neh- 
men, da  diese  ihr  auf  Grund  der  Zugehörigkeit  zum  landschaft- 
lichen Verbände  ersatzpflichtig  waren  i). 

Zum  zweiten  stellte  die  Pfandobligation  dar; 

Die  Verbrief ung  der  lediglich  dinglichen  Haftung  des  be- 
liehenen  Grundstückes  dem  Inhabergläubiger  gegenüber,  was 
durch  die  Worte  zum  Ausdruck  kam:  „Pfandbrief,  welcher  auf 
das  im  Kreise  X.  gelegene  Gut  Y.  ausgefertigt  worden“.  Modern- 
rechtlich bedeutet  dies,  daß  der  Eigentümer  für  den  jeweiligen 
Inhaber  des  Pfandbriefes  nicht  etwa  eine  Hypothek,  sondern 
eine  Grundschuld  bestellte,  mit  andern  Worten,  daß  hier  ledig- 
lich das  Grundstück,  auf  das  der  Pfandbrief  ausgestellt  war, 
nicht  aber  das  Kapitalvermögen  des  Schuldners  haftete.  Der 
Pfandbrief  schuf  sonach  zwei  Rechtsbeziehungen,  von  denen 
die  eine  rein  obligatorischer  Xatur  — die  Haftung  der  Stände  — , 
die  andere  rein  dinglicher  Natur  — die  Haftung  des  dem  Schuld- 
ner gehörigen  Gutes  — bewirkte. 

Nach  dieser  Klarstellung  des  juristischen  Charakters  des 
Pfandbriefes  soll  nun  der  Hergang  einer  landschaftlichen  Be- 
leihung geschildert  werden.  Die  erste  Phase  des  Beleihungs- 
geschäftes war  ein  Antrag  des  kreditsuchenden  Gutsbesitzers  auf 
Bewilligung  eines  landschaftlichen  Darlehns.  Hierauf  erfolgte  die 
Abschätzung  des  zu  beleihenden  Gutes  durch  eine  landschaft- 
liche Taxkommission.  Auf  diesem  Wege  wurde  das  Maximum 

*)  Die  Frage,  ob  sich  die  Haftung  gegenüber  der  Landschaft  über 
das  Immobiliarvermögen  hinaus  auch  auf  das  sonstige  Vermögen  der 
Gutsbesitzer  erstreckte,  ist  strittig.  Rabe,  der  älteste  und  erste  Schrift- 
steller, der  die  Pfandbriefe  juristisch  zu  konstruieren  versucht  hat,  ver- 
neint die  Frage  (Darstellung  des  Wesens  der  Pfandbriefe  (1818)  I 25), 
während  W.  von  Brünneck  sie  auf  Grund  eingehender  historischer  Unter- 
suchungen bejaht.  (Beiträge  zur  Erläuterung  des  Deutschen  Rechts. 
III.  Flge.  VIII.  Jahrg.  3.85.) 
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des  Kredits,  den  der  Gutsbesitzer  beanspruchen  konnte,  festgestellt. 
In  der  Kur-  und  Neumark,  sowie  in  Westpreussen  hatten  die 
Gutsb  esitzer  Anspruch  auf  ein  Darlehen  bis  zur  Hälfte,  in  Pommern 
und  Ostpreußen  aber  bis  zu  zwei  Drittel  des  Taxwertes.  Bei  der 
Schlesischen  Landschaft,  bei  der  man,  um  den  Pfandbriefen  in 
den  Augen  des  Publikums  eine  höhere  Sicherheit  zu  verleihen, 
die  beleihbare  Quote  des  Taxwertes  gleichfalls  auf  die  Hälfte 
normiert  hatte,  war  das  Taxsystem  deraitig  gestaltet,  daß  tat- 
sächlich eine  Zweidrittelbeleihung  stattfand  Q. 

Nach  Bewilligung  des  Landschaftsdarlehns  erfolgte  am 
nächsten  Johanni  bezw.  Weihnachtstermin  von  seiten  der  Land- 
schaft die  Aushändigung  der  Pfandbriefe  an  die  Gutsbesitzer^). 
Diese  stellte  im  Verhältnis  zwischen  Landschaft  und  Gutsbesitzer 
die  Hingabe  des  Darlehens  dar^).  Die  Gutsbesitzer  konnten  nun 
die  Pfandbriefe  auf  zwei  verschiedenen  Wegen  in  bares  Geld 
Umsetzen.  Zunächst  konnten  sie  von  der  Landschaft  selbst  nach 
vorhergegangener  halbjähriger  Kündigung  die  Einlösung  der 
Pfandbriefe  in  bar  veilangeu.  Erhielt  z.  B.  ein  Gutsbesitzer  am 
Johannitermin  Pfandbriefe,  so  konnte  er  sie  für  den  nächsten 
Weihnachtstermin  zur  Einlösung  anmelden.  Das  Geld  zur  Be- 
zahlung der  Pfandbriefe  verschaffte  sich  die  Landschaft,  indem 
sie  anderweitige  Abnehmer  für  dieses  Wertpapier  suchte.  Sie 
fand  solche  leicht,  da  die  Pfandbriefe,  die  zuerst  mit  5®/o,  später 
mit  4V2®/o  verzinst  wurden,  dank  der  ihnen  innewohnenden 
Sicherheit  als  eine  gute  Kapitalanlage  angesehen  wurden.  An- 
fänglich galt  es  als  ganz  selbstverständlich,  daß  bei  einer  Weiter- 
begebung der  Pfandbriefe  nur  der  Nominalbetrag  für  sie  bezahlt 
wurde.  Die  Nachfrage  nach  Pfandbriefen  war  aber  bald  so  groß, 
daß  die  Kapitalisten  ein  Aufgeld  von  Gi — V2V0  über  den  No- 
minalbetrag hinaus  entrichteten.  Dieses  Agio  stieg  immer  mehr 

‘)  Gell.  St.  A.  96.  426.  R.  Immediatbericht  Carmers  an  Friedrich  II. 
V.  3.  Febr.  1771. 

2)  Bei  Ablösung  von  Privathypotheken  wurden  die  Pfandbriefe  im 
Anfang  zumeist  den  Privatgläubigern  unmittelbar  ausgeliefert. 

^)  Nur  das  Kur-  und  Neumärk-Kr.-Inst.  zahlte  von  1783 — 1806  die 
Darlehen  in  bar  aus.  (Vgl.  v.  Voss,  a.  a.  0.) 


6 


EINLEITUNG. 


und  mehr,  so  daß  die  Pfandbriefe  zeitweise  einen  Kurs  von  110®/o 
und  mehr  erreichten^).  Seitdem  die  Pfandbriefe  im  freien  Verkehr 
den  Parikurs  überschritten  hatten,  war  es  für  die  Gutsbesitzer 
vorteilhafter,  den  zweiten  Weg  einzuschlagen,  nämlich  ihre  Pfand- 
briefe an  Kapitalisten  zu  veräußern,  statt  sie  der  Landschaft  zur 
Einlösung  zu  kündigen.  Dies  hatte  zur  Folge,  daß  die  Land- 
schaften sich  keine  Kapitalien  mehr  zur  Bezahlung  der  Pfand- 
briefe zu  beschaffen  brauchten 2).  Die  Gelder,  deren  sie  zur 
Bezahlung  der  Pfandbriefzinsen  bedurften,  erhielten  sie  durch 
die  von  den  Gutsbesitzern  zu  entrichtenden  Darlehenszinsen. 
Blieb  ein  Gutsbesitzer  mit  der  Zinszahlung  im  Rückstand,  so 
hatte  die  Landschaft  das  Recht,  das  betreffende  Gut  in  Sequestra- 
tion zu  nehmen.  Führte  auch  diese  nicht  zum  Ziele,  so  kam  das 
Gut  zum  Zwangsverkauf,  wobei  aber  der  Zuschlag  nur  dann 
erteilt  wurde,  wenn  mindestens  das  landschaftliche  Darlehn  aus- 
geboten wurde. 

Im  Laufe  der  Zeit  sind  nun  in  dem  landschaftlichen 
Kreditwesen  mancherlei  Änderungen  eingetreten.  Sie  betrafen 
aber  hauptsächlich  das  Verhältnis  der  Pfandbriefinhaber  zu  der 
Landschaft. 

Mit  der  Konvertierung  der  Pfandbriefe  in  den  30  er  Jahren 
des  XVIII.  Jahrhnnderts  Avurde  eine  Maßregel  verbunden,  die 
eine  Änderung  des  bisherigen  Rechtszustandes  involvierte.  Es 
war  dies  die  gänzliche  Beseitigung  des  dem  Pfandbriefinhaber 
bis  dahin  zustehenden  Kündigungsrechtes.  Der  Gutsbesitzer  ist 
seitdem  darauf  angewiesen,  die  Pfandbriefe,  die  er  als  Darlehns- 
valuta erhält,  im  freien  Verkehr  zu  versilbern.  Da  dies  auch 
bereits  vorher  allgemein  üblich  gewesen  war,  so  waren  die  prak- 
tischen Folgen  der  Entziehung  der  Kündigungsbefugnis  nicht  so^ 
bedeutend,  als  man  vielleicht  annehmen  könnte.  Äuch  der  Be- 
liebtheit der  Pfandbriefe  hat  diese  Maßregel  keinen  Eintrag  getan. 

Das  Rechtsverhältnis,  in  dem  die  Gutsbesitzer  als  Mitglied 
zur  Korporation  stehen,  ist  von  den  anläßlich  der  Konvertierungen 

0 Jahrbücher  der  preuß.  Monarchie  I.  271. 

“)  Posen  0.  P. XV.  A.3ii.  Mitteilung  der  Schles.  G.  L.  D. 
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vorgenommenen  Änderungen  nicht  berührt  worden*).  Dies  ist 
für  uns,  da  wir  hauptsächlich  die  Beziehungen  zwischen  Land- 
schaft und  Gutsbesitzer  behandeln,  entscheidend.  Deshalb  er- 
übrigt es  sich  auch,  auf  die  sonstigen  Änderungen  einzugehen, 
die  im  Laufe  der  Zeit  in  den  Beziehungen  zwischen  den  Land- 
schaften und  den  Pfandbriefinhabern  eingetreten  sind. 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  aber  noch  erwähnt,  daß  die 
seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  von  den  Landschaften 
ausgegebenen  Pfandbriefe  dem  Inhaber  kein  dingliches  Recht 
mehr,  sondern  nur  ein  Forderungsrecht  gegen  die  Landschaften 
gewähren.  Die  alten  Pfandbriefe  mit  „Spezial hypothek“  sind 
nach  und  nach  fast  ganz  aus  dem  Verkehr  verschwunden. 

‘)  V.  Brünneck  i.  Beiträge  zur  Erl.  d.  D.  R.  III.  F.  VIII,  494. 
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I. 

DAS  LANDSCHAFTLICHE  KEEDITWESEN 
UND  DER  GROSSGRÜNDBESITZ. 

1.  DIE  LANDSCHAFIEN  IN  IHRER  POLITISCHEN 

BEDEUTUNG. 

Unter  der  Regierung  Friedrichs  des  Großen  ist  der  schon 
unter  seinen  Yorgängern  stark  geschwächte  Einfluß  der  Stände 
völlig  bedeutungslos  geworden.  Die  Ritterschaft,  die  beim  Re- 
gierimgsantritt  des  Königs  sehr  lebhaft  für  die  Wiederherstellung 
der  früheren  ständischen  Rechte  eingetreten  war,  sah  bald  ein, 
daß  an  eine  Erfüllung  ihres  Wunsches  nicht  zu  denken  war. 
In  den  neuerworbenen  Landesteilen  Schlesien  und  Westpreußen 
hatte  der  König  die  noch  bestehenden  Stände  sogar  förmlich 
aufgehoben^.  Die  politische  Bedeutung  der  Stände  war  somit 
vernichtet;  die  ständische  Gliederung  der  Gesellschaft  blieb 
jedoch  erhalten.  Infolgedessen  repräsentierte  jeder  der  drei  Stände 
nach  wie  vor  eine  Interessengemeinschaft,  ohne  aber  als  solche 
organisiert  zu  sein.  Dies  änderte  sich  aber  mit  der  Errichtung 
des  landschaftlichen  Kreditsystems.  Der  grundbesitzende  Adel 
wenigstens  wurde  in  den  Landschaften  genossenschaftlich  or- 
ganisiert. Die  Landschaften  gewannen  dadurch  eine  über  ihre  ur- 
sprüngliche Bestimmung  hinausgehende  Bedeutung.  Dies  machte 
sich  so  stark  bemerkbar,  daß  man  sogar  angenommen  hal, 
Friedrich  der  Große  habe  durch  die  an  die  frühere  ständische 
Verfassung  anknüpfende  Organisation  der  Schlesischen  Land- 
schaft den  dortigen  Adel  für  die  Aufhebung  der  ständischen 
Rechte  gewissermaßen  entschädigen  wollen^).  Diese  Auffassung 

‘)  Bornhak,  C.  Preuss.  Staats-  und  Rechtsgeschichte  S.  213. 

Gebel,  A. : Über  die  tiefe  Verschuldung  der  Schles.  Rittergüter.  S.  15. 
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ist  jedoch  nicht  zutreffend.  Wenn  man  bei  der  Organisation 
der  Landschaften  vielfach  auf  alte  ständische  Einrichtungen 
zurückgegriffen  hat,  so  ist  dies  nicht  aus  politischen,  sondern 
aus  technischen  Gründen  geschehen^). 

Es  entsprach  durchaus  nicht  der  Absicht  Friedrichs  des 
Großen,  durch  die  Errichtung  der  Landschaften  eine  Neubelebuug 
des  ständischen  Einflusses  herbeizuführen.  Daß  diese  Wirkung 
trotzdem  eingetreten  ist,  erklärt  sich  eben  aus  dem  ausgeprägt 
ständischen  Charakter  der  Landschaften  und  der  ihnen  ge- 
währten Selbstverwaltung.  Die  Leitung  der  landschaftlichen 
Kreditinstitute  lag  nämlich  völlig  in  den  Händen  eingesessener 
Gutsbesitzer,  und  auch  der  an  der  Spitze  stehende  Präsident, 
dessen  Ernennung  dem  Könige  oblag,  sollte  diesem  Kreise  ent- 
nommen werden^).  Die  laufenden  Geschäfte  der  Landschaften 
wurden  von  den  Landschafts-,  bezw.  Ritterschafts-Direktionen 
erledigt.  Als  Aufsichtsorgan  war  diesen  eine  mindestens  all- 
jährlich einmal  zusammenü-etende  Kommission,  der  sogenannte 
,, Engere  Ausschuß“,  beigegeben.  Die  Wahl  aller  dieser  Ver- 
waltungsorgane erfolgte  durch  den  landschaftlichen  General- 
landtag, der  sich  aus  den  Deputierten  des  ritterschaftlichen 
Grundbesitzes  zusammensetzte.  Auf  den  Kreistagen,  die  die  Wahl 
dieser  Deputierten  Vornahmen,  konnte  jeder  Rittergutsbesitzer 
seine  die  Landschaft  betreffenden  Wünsche  und  Bedenken  ver- 
tragen^). Es  lag  nahe,  daß  man  sich  bei  diesen  Zusammen- 
künften nicht  nur  auf  die  Erörterung  landschaftlicher  Angelegen- 
heiten beschränkte,  sondern  auch  andere  Dinge  von  allgemeinem 
Interesse  zur  Sprache  brachte.  Dies  entsprach  keineswegs  den 
Intentionen  Friedrichs  des  Großen,  der  nach  der  Erwerbung  von 
Schlesien  ausdrücklich  bestimmt  hatte,  daß  Versammlungen 
von  Gutsbesitzern  nur  in  Anwesenheit  der  Landräte  stattfinden 
dürften^).  Er  ordnete  deshalb  an,  daß  ihm  fortdauernd  genauer 

‘)  V.  Görtz:  Zu  dem  100  jähr.  Jubiläum  der  Schlesischen  Land- 
schaft S.  8. 

*)  Schles.  L.  Regl.  v.  1770,  Teil  II.  Cap.  I,  § 1. 

*)  Cf.  z.  B.  Westpr.  L.  Regl.  v.  1787,  T.  II,  Cap.  VI,  § 1. 

Geh.  St.  A.  74,  I.  IV,  Schlesien  2. 
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Bericht  über  die  Landschaft  erstattet  würde,  damit  rechtzeitig 
eingeschritten  werden  könnte,  wenn  der  in  der  Landschaft  ver- 
einigte Adel  versuchen  sollte,  einen  Einfluß  auf  die  Regierung 
zu  gewinnen').  Ferner  wurde  bestimmt,  daß  in  den  von  den 
Landschaftsdirektionen  ausgehenden  Zirkularien  nur  Dinge  ent- 
halten sein  dürften,  die  das  landschaftliche  Kreditwesen  be- 
träfen. Es  ergingen  auch  wiederholt  Anordnungen,  die  die 
Landschaften  auf  ihren  ursprünglichen  Wirkungskreis  verwiesen. 
So  ermahnte  der  König  in  einer  Kabinetsordre  vom  4.  Oktober 
1783  die  Pommersche  Landschaft,  sich  nicht  mit  allgemeinen 
Landesangelegenheiten  zu  befassen,  sondern  ihre  ganze  Auf- 
merksamkeit dem  Kreditwesen  zuzuwenden^). 

Aus  allen  diesen  Maßregeln  geht  hervor,  daß  Friedrich 
der  Große  über  die  Bestrebungen  des  Adels,  mit  Hilfe  der 
Landschaften  eine  Neubelebung  des  ständischen  Einflusses  her- 
beizuführen, sehr  wohl  unterrichtet  war.  Diese  Erkenntnis  mag 
ihn  auch  bestimmt  haben,  die  Einführung  des  Kreditsystems 
in  Ostpreußen  abzulehnen;  denn  gerade  in  Ostpreußen  hatte 
sich  der  Adel  eine  größere  Unabhängigkeit  der  Regierung  gegen- 
über bewahrt,  als  in  den  anderen  Provinzen  3).  Es  mußte  dem 
Könige  daher  höchst  unerwünscht  erscheinen,  diesen  Adel  durch 
die  Errichtung  einer  Landschaft  noch  mehr  zu  stärken.  Die 
Berechtigung  dieser  Bedenken  ist  durch  die  weitere  Entwicklung 
in  Ostpreußen  bestätigt  worden.  Friedrich  Wilhelm  II.  gab  näm- 
lich, im  Gegensätze  zu  seinem  Vorgänger,  alsbald  nach  seinem 
Regierungsantritt  seine  Zustimmung  zur  Errichtung  einer  Land- 
schaft für  Ostpreußen.  Deputierte  des  Adels  wurden  zusammen- 
berufen, um  ein  Landschaftsreglement  auszuarbeiten  und  die 
sonstigen  Vorbereitungen  für  die  Organisation  der  Landschaft  zu 
treffen.  Die  Folge  hiervon  war,  daß  das  ständische  Leben,  das 

‘)  Geh.  St.  A.  89,  62  B,  Immedialbericht  des  Grafen  Hoym  v. 
17.  März  1798. 

*)  L.  A.  Stettin,  Generalia  betr.  E.  A.  v.  1783. 

In  einer  Kabinetsordre  vom  1.  Juni  1781  heißt  es  mit  Beziehung 
auf  den  Ostpreußischen  Adel  „sie  dienen  nicht  und  wollen  nichts  thun, 
also  werden  Höchstdieselben  auch  für  sie  nichts  thun“.  (St.  A.  Königs- 
berg 84  d.) 


J 


1.  DIE  LANDSCHAFTEN  IN  IHRER  POLITISCHEN  BEDEUTUNG.  11 


in  Ostpreußen  nie  völlig  unterdrückt  worden  war,  einen  neuen 
Impuls  erhielt').  Die  Landschaftsdeputierten  beschränkten  sich 
nicht  auf  ihren  eigentlichen  Wirkungskreis,  sondern  betätigten 
sich  auch  als  Standesvertretung  des  Adels.  In  dieser  Eigenschaft 
richteten  sie  am  30.  September  1789  eine  Eingabe  an  die  Re- 
gierung, in  der  sie  baten,  den  Verkauf  adliger  Güter  an  Personen 
bürgerlichen  Standes  fortan  nicht  mehr  gestatten  zu  wollen ^). 

Als  Friedrich  Wilhelm  III.  im  Jahre  1798  zur  Regierung 
kam,  fand  er  in  Ostpreußen  eine  vollkommene  Organisation  des- 
Adels  vor,  deren  Mittelpunkt  die  Landschaft  bildete.  Das  starke 
Solidaritätsgefühl,  das  in  jener  Zeit  innerhalb  des  Adels  herrschte,, 
kam  auf  dem  damals  abgehaltenen  Huldigungslandtag  besonders- 
deutlich zum  Ausdruck  3).  Die  Deputierten  der  Ritterschaft,  die 
hier  und  späterhin  in  einer  Immediateingabe  an  den  König  die 
Wünsche  des  Adels  zur  Sprache  brachten,  gehörten  — was- 
höchst  charakteristisch  ist  — sämtlich  den  Landschaftskollegien 
an.  Auch  das  behufs  Abänderung  der  Gemeindeordnung  gewählte 
ständische  Comitö  bestand  fast  nur  aus  Mitgliedern  der  Land- 
schaftsdirektionen. Infolgedessen  trat  in  jener  Zeit  eine  auffallende 
Vermischung  von  ständischen  und  landschafthchen  Angelegen- 
heiten ein,  die  auch  in  den  Landschaftsakten  ihren  Ausdruck 
findet.  Die  Grenzlinie  zwischen  der  landschaftlichen  und  der 
ständischen  Interessensphäre  verwischte  sich  immer  mehr  und 
mehr.  Selbst  die  Regierung  gewöhnte  sich  nach  und  nach  daran, 
die  Landschaften  als  die  offizielle  Vertretung  des  gimndbesitzen- 
den  Adels  anzusehen.  ^)  So  ermächtigte  der  Minister  Freiherr 
vom  Stein  im  Jahre  1808  den  landschaftlichen  Generallandtag 
in  Ostpreußen  über  die  Einkommensteuer,  eine  rein  ständische 
Angelegenheit,  in  Beratung  zu  treten. 

Der  Ostpreußische  Landtag  von  1808  ist  auch  noch  in 
anderer  Beziehung  von  der  größten  politischen  Bedeutung  ge- 

’)  Vgl.  Voigt,  Darstellung  der  ständischen  Verhältnisse  Ostpreußens 

(1822). 

*)  St.  A.  Königsberg  88  d. 

*)  Lehmann,  Max  „Freiherr  vom  Stein“  II.  44. 

^)  Denkschrift  zur  Feier  des  lOOjähr.  Bestehens  der  Ostpr.  L.  S.  11. 
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wesen.  Er  hatte  darüber  zu  entsclieiden,  ob  die  Domänen  in 
die  Landschaft  aufgenommen  werden  sollten.  Diese  Frage  war 
für  den  Staat  von  der  größten  Bedeutung,  da  die  Regierung 
Pfandbriefe  auf  die  Domänen  aufnehmen  und  diese  als  Sicher- 
heit für  die  an  Frankreich  zu  zahlende  Kriegskontribution  ver- 
pfänden wollte^.  Die  Verhandlungen  mit  dem  französischen  Gou- 
vernement über  die  Zahlung  einer  Kriegskontribution  seitens 
Preußens  hatten  nämlich  bereits  mehrere  Monate  gedauert,  ohne 
zu  einem  Resultate  zu  führen,  und  Preußen  war  deshalb  immer 
noch  von  französischen  Truppen  besetzt.  Alle  Versuche,  die  Kon- 
tribution durch  eine  Anleihe  vom  Auslande  zu  beschaffen,  waren 
gescheitert  Die  französischen  Unterhändler  verlangten  schließ- 
lich die  Abtretung  eines  Teils  der  preußischen  Domänen.  Diesen 
Vorschlag  erklärte  der  Freiherr  vom  Stein  für  indiskutabel).  Da 
er  aber  wohl  einsah,  daß  die  Domänen  das  einzig  verfügbare 
Vermögensobjekt  des  Staates  waren,  so  entschloß  er  sich,  sie 
als  Sicherheit  für  die  Kriegskontribution  zu  verpfänden.  Dies 
konnte  am  einfachsten  geschehen,  indem  die  Domänen  in  die 
Landschaften  aufgenommen  und  Pfandbriefe  auf  sie  ausgefertigt 
wurden.  Stein  hoffte  nun,  daß  die  Aufnahme  der  Domänen  in 
die  Landschaften  ohne  Schwierigkeiten  erfolgen  würde  ®).  Hierin 
hatte  er  sich  jedoch  getäuscht  Die  Ostpreußische  Landschaft, 
an  die  man  sich  zuerst  gewandt  hatte,  verhielt  sich  den  Wün- 
schen der  Regierung  gegenüber  durchaus  ablehnend.  Die  für 
den  landschaftlichen  Generallandtag  erwählten  Deputierten  er- 
hielten von  ihren  Kreisen  übereinstimmend  die  Instruktion,  gegen 
die  Aufnahme  der  Domänen  zu  stimmen  und  erklärten  sich 
auch  demgemäß  zu  Beginn  der  Beratung^).  Als  es  aber  zur 
Abstimmung  kam,  fielen  sämtliche  Deputierte  um.  Die  Aufnahme 
der  Domänen  in  die  Landschaft  wurde  einstimmig  genehmigt. 
Dem  waren  allerdings  mehrtägige  Verhandlungen  vorausgegangen. 
Hierbei  scheint  der  Ostpreußische  Adel  den  Umstand,  daß  die 

*)  Lehmann  M.  Freiherr  vom  Stein  II.  172. 

Pertz,  G.H.  Das  Leben  des  Ministers  Freiherrn  vom  Stein.  II.öOu.  62. 

")  Pertz,  G.  H.  II.  74. 

*)  L.  A.  Königsberg  XII.  54. 
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Regierung  von  ihm  in  der  Domänenangelegenheit  Entgegen- 
kommen verlangte,  dazu  benutzt  zu  haben,  von  der  Regierung 
seinerseits  eine  Konzession  zu  erlangen. 

Daß  auf  dem  Generallandtag  von  1808*)  eine  Do  ut  Des- 
Politik  inauguriert  worden  ist,  hat  auch  Lehmann  gefühlt,  ob- 
wohl hiervon  natürlich  nichts  in  den  Akten  stellt^).  Nur  ist 
bisher  die  Frage  unbeantwortet,  welche  Konzession  der  Adel  da- 
mals für  die  Aufnahme  der  Domänen  hat  eintauschen  wollen. 
Zweierlei  konnte  dabei  in  Frage  kommen:  einmal  die  Gestaltung 
des  gerade  zur  Beratung  stehenden  Einkommensteuer-Reglements 
und  ferner  die  längst  erwartete  Deklaration  des  Ediktes  vom 
9.  Oktober  1807.  Wegen  dieser  beiden  Angelegenheiten  waren 
Vertreter  des  Adels  gerade  in  jener  Zeit  bei  der  Regierung 
vorstellig  geworden.  In  Sachen  der  Einkommensteuer  hat  nun 
der  Adel  keinerlei  Konzession  erhalten,  wohl  aber  hinsichtlich 
der  Deklaration  des  Oktober-Ediktes.  Wenige  Tage,  nachdem 
der  Adel  in  die  Aufnahme  der  Domänen  in  die  Landschaft 
eingewilligt  hatte  — am  14.  Februar  1808  — erschien  eine  er- 
ordnung  über  die  Zusammenziehung  bäuerlicher  Grundstücke 
oder  die  Verwandlung  derselben  in  Vorwerksland“,  die  vom  Stand- 
punkte Steins  aus  den  AV mischen  des  Adels  außerordentlich 
entgegenkam  ^). 

Es  ist  mehr  als  wahrscheinlich,  daß  man  dem  Adel  diese 
A^erordnung  versprochen  hatte,  falls  er  den  Widerspruch  gegeu 
die  Aufnahme  der  Domänen  aufgeben  würde.  Hierfür  spricht 
auch  der  Umstand,  daß  der  Minister  Freiherr  von  Schrötter 
den  Freiherrn  vom  Stein  ausdrücklich  gebeten  hat,  die  A^erord- 
nung  noch  Avährend  der  Tagung  des  Landtages  zu  publizieren; 
„man  möchte  sonst  glauben“,  so  schreibt  Schrötter,  „daß  man 
die  ganze  Sache  hinhalten  wolle“.  Deutlicher  kann  wohl  kaum 

1)  Über  den  Generallandtag  von  1808  schrieb  von  Altenstein  an 
Stägemann : „Einmal  geht  ein  solcher  Landtag,  allein  nicht  öfter“. 

Vgl.  Rühl,  F.,  Aus  der  Franzosenzeit  II. 

*)  Lehmann,  II.  198. 

»)  Knapp,  G.  F. : Die  Bauern-Befreiung  und  der  Ursprung  der  Land- 
arbeiter in  den  älteren  Theilen  Preussens.  I.  137  ff.  II.  197  ff. 
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zum  Ausdruck  gebracht  werden,  daI5  ein  Versprechen  hinsicht- 
lich jener  Verordnung  gegeben  worden  war.  Daß  der  Ostpreu- 
ßische Adel  nachher  mit  den  ihm  gemachten  Konzessionen  noch 
nicht  zufrieden  war,  spricht  nicht  gegen  die  hier  dargelegte 
Auffassung.  Die  Interessenten  behaupten  bei  derartigen  politi- 
schen Tauschgeschäften  erfahrnngsgemäß  stets,  daß  sie  bei  dem 
Kompromiß  zu  schlecht  weggekommen  seien. 

Mit  dem  Jahre  1808  hat  die  politische  Bedeutung  der  Ost- 
preußischen Landschaft  ihren  Höhepunkt  erreicht.  An  die  Stelle 
der  Landschaft  trat  jetzt  das  ständische  Komitee,  das  durch  eine 
Kabinetsordre  vom  27.  Februar  1808  als  die  Vertretung  des 
Landeigentums  anerkannt  wurde  ^).  Seit  der  Errichtung  dieses 
Komitees  hielt  die  Regierung  darauf,  daß  sich  die  Landschaft 
nicht  mehr  in  ständische  Angelegenheiten  einmischte.  Als  der 
Engere  Ausschuß  sich  im  Jahre  1809  gegen  die  beabsichtigte 
Aufhebung  der  bäuerlichen  Katuralprästationen  aussprach,  erhielt 
er  von  der  Regieniug  einen  Verweis,  weil  er  mit  diesem  Be- 
schlüsse seine  Kompetenz  überschritten  habe.  Seitdem  überließ 
es  die  Ostpreiißische  Landschaft  dem  ständischen  Komitee,  die 
Interessen  der  ländlichen  Grundbesitzer  der  Regierung  gegen- 
über zu  vertreten.  Hierbei  ging  aber  das  Komitee  stets  im  Ein- 
verständnis mit  der  Landschaft  vor.  Dies  war  um  so  leichter 
durchzuführen,  als  das  Komitee  in  seiner  Mehrheit  stets  aus 
Mitgliedera  der  Landschaft  bestand. 

Ebenso  wie  bei  der  Ostpreiißischen  Landschaft  traten 
auch  bei  der  Schlesischen  während  der  Regierung  Friedrich 
Wilhelms  HI.  politische  Tendenzen  zutage.  Bereits  im  Jahre 
1798  berichtete  der  Schlesische  Provinzialminister,  Graf  Hoym, 
daß  er  eine  besondere  Aratsführungsinstruktion  für  den  General- 
landschaftsdirektor entworfen  habe,  da  eine  strenge  Staatsaufsicht 
notwendig  sei,  damit  die  Landschaft  nicht  über  ihre  eigentliche 
Bestimmung  hinausginge^).  Dies  ist  aber  trotzdem  geschehen. 
Hoym  selbst  beschwerte  sich  im  Jahre  1808  darüber,  daß  die 
Landschaft  sich  als  ständische  V ertretung  giriere  und  es  wage. 


Geh.  St.  A.  74.  J.  IV.  L.  u.  Stände  Ostpr.  2. 

Geh.  St.  A.  89.  62.  B.  Immediatbericht  Hoyms  vom  17.  Mai  1798. 
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Einspruch  gegen  Regierungsverfügungen  zu  erheben.  Auch  an 
der  im  Jahre  1812  in  Schlesien  betriebenen  Agitation  gegen 
das  Regulierungsedikt  vom  14.  September  1811  war  die  Land- 
schaft beteiligt.  Mehrere  Landräte  berichteten  damals,  es  seien 
Versammlungen  angeblich  in  landschaftlichen  Angelegenheiten 
einberufen  worden,  deren  wahrer  Zweck  gewesen  sei,  gegen  die 
Reformgesetze  Stimmung  zu  machen ‘). 

Im  Jahre  1812  haben  dann  ferner  sowohl  die  Schlesische 
wie  die  Pommersche  Landschaft  sich  direkt  an  das  Finanz- 
kollegium gewandt,  um  gegen  einzelne  Bestimmungen  des 
Regulierungsediktes  zu  protestieren.  Auch  die  Ostpreußische 
Landschaft  war  bereits  in  dem  gleichen  Sinne  vorstellig  ge- 
worden. Diese  Proteste  der  Landschaften  veranlaßten  die 
Regierung,  in  der  bisher  den  Landschaften  gegenüber  beobach- 
teten wohlwollenden  Haltung  eine  Änderung  eintreten  zu  lassen. 
Zunächst  beantragte  das  Finanzkollegium  bei  dem  Staatskanzler, 
daß  die  landschaftlichen  Versammlungen  in  Zukunft  stets  von 
einem  Königlichen  Kommissar  geleitet  Avürden,  damit  Debatten 
über  Gegenstände,  die  außerhalb  des  landschaftlichen  Kredit- 
wesens lägen,  verhindert  werden  könnten  ^). 

Außerdem  wurden  die  eine  Abänderung  des  Regulierungs- 
ediktes bezweckenden  Anträge  entschieden  zurückgewiesen.  Der 
Staatskanzler  Fürst  Hardenberg  und  seine  Mitarbeiter  brachten 
hierbei  die  Ansicht  zum  Ausdruck,  daß  die  Landschaften  bei 
der  Reformgesetzgebung  keine  andere  Berücksichtigung  finden 
dürften,  als  die  übrigen  Hypothekengläubiger  Ob  dieser  Stand- 
punkt berechtigt  war,  Avird  an  anderer  Stelle  zu  erörtern  sein. 
Jedenfalls  Avurde  er  von  der  Regierung  mit  aller  Entschieden- 
heit vertreten. 

Während  nun  die  Pommersche  Landschaft  und  das  Kur- 
und  Neumärkische  Kreditinstitut  sich  so  gut  als  möglich  mit 
der  Reform  abzufinden  versuchten,  verharrten  die  Landschaften 
in  Ostpreußen  und  Schlesien  in  ihrem  Widerstande  gegen  die 

‘)  Geh.  St.  A.  74.  J.  IV.  Schlesien  2. 

*)  Geh.  St.A.  74.  J.  IV.  2. 

®)  M.  A.  Landsch.  S.  Pommern  I.  5. 
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Regulieriingsgesetze.  Die  Folge  hiervon  war,  daß  sich  inner- 
halb der  Regierung  eine  lebhafte  Mißstimmung  gegen  diese  beiden 
Institute  geltend  machte^),  die  zunächst  in  der  Tonart  der  Mi- 
nisterialreskripte  ihren  Ausdruck  fand. 

Als  die  Schlesisclie  Landschaft  im  Jahre  1817  in  einer 
Eingabe  an  den  Minister  des  Innern  behauptete,  die  Deklaration 
von  1816  habe  die  Besorgnisse  wegen  einer  Gefährdung  des 
landschaftlichen  Kredits  noch  erhöht,  erhielt  sie  die  Antwort: 

„Die  gesamte  Einmischung  der  Landschaft  könne  nur  als  ein 
Versuch  betrachtet  werden,  die  auf  größere  Begünstigung  der 
Gutsbesitzer  abzweckenden  Vorstellungen  der  Letzteren  zu  unter- 
stützen und  denselben  dadurch  eine  scheinbare  AVichtigkeit  zu 
geben“.  Die  hier  zutage  tretende  Anschauung,  wonach  die 
Landschaft  als  eine  Interessen -A'‘ertretung  der  Gutsbesitzer  an- 
gesehen wird,  zeigte  sich  auch  der  Ostpreußischen  Landschaft 
gegenüber.  In  einem  Bericht  des  Ministers  von  Schuckmann 
über  die  Beschlüsse  des  Ostpreußischen  Generallandtags  von 
1819  heißt  es-):  Die  Landschaft  sei  in  Sachen  der  Reforingesetz- 
gebung  nicht  kompetent.  Die  von  ihr  behauptete  Gefährdung 
ihrer  Interessen  sei  ein  leerer  Vorwand,  sie  wolle  nur  das  Ge- 
wicht ihrer  Körperschaft  dazu  benutzen,  die  Gutsbesitzer  zu 
unterstützen. 

Das  Mißtrauen  des  Ministers  gegen  die  Landschaften  fand 
eine  scheinbare  Bestätigung  darin,  daß  die  Schlesische  Land- 
schaft in  jener  Zeit  versuchte,  ihren  Präsidenten  in  den  Staats-  j 

rat^)  zu  bringen.  Die  Bestrebung  der  Landschaft,  einen  Einfluß  / 

auf  die  innere  Politik  auszuüben,  trat  hierbei  deutlich  hervor^). 

Dieser  Versuch  scheiterte  aber  an  dem  AViderstand  der  Regierung, 
die  jetzt  ängstlich  darauf  bedacht  war,  die  Landschaften  völlig 
ihres  politischen  Charakters  zu  entkleiden.  Dies  ging  so  weit, 


1)  Geh.  St.  A.  87.  B.  XVIII.  42.1. 

*)  Geh.  St.  A.  87.  B.  XVIII.  42. 1.  Schuckmann  anHumboldt7.Dechr.1819. 
*)  Über  den  „Staatsrat“  vgl.  Meier.  E.;  Die  Deform  der  Verwaltungs- 
Organisation  unter  Stein  u.  Hardenberg  (1881). 

*)  Geh.  St.A.  87.  B.  XVIII.  42. 1.  Bericht  des  Ministers  des  Innern 
an  den  Staatskanzler  vom  7.  Mai  1817. 
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daß  dem  Oberpräsidenten  von  Schön  durch  ein  Ministerial- 
reskript  ausdrücklich  untersagt  wurde,  die  landschaftlichen  An- 
gelegenheiten in  seinen  Berichten  als  „ständische“  zu  bezeichnen  ^). 

Nach  der  Einführung  der  Provinzialverfassung  im  Jahre 
1823  sind  die  Landschaften  politisch  nur  noch  selten  hervor- 
getreten. Eine  Ausnahme  bildete  in  dieser  Beziehung  nur  der 
im  Jahre  1821  errichtete  Kreditverein  für  das  Großherzogtum 
Posen  2).  Dieses  Institut  befand  sich  nämlich  von  Anfang  an  völlig 
in  den  Händen  des  regierungsfeindlichen  polnischen  Adels,  der 
alle  landschaftlichen  Stellen  mit  seinen  Anhängern  besetzte. 
Selbst  die  bei  der  Landschaft  angestellten,  sehr  zahlreichen  Sub- 
alternbeamten rekrutierten  sich  ausschließlich  aus  „polnischen 
Patrioten“.  Infolge  dieses  Umstandes  konnte  die  Landschaft, 
die  ja  über  die  ganze  Provinz  verzweigt  war,  sehr  leicht  in 
eine  revolutionäre  Regierung  verwandelt  werden,  und  dies  war 
auch  wohl  das  Ziel,  das  die  polnischen  Revolutionäre  im  Auge 
hatten.  Die  Staatsregierung  scheint  anfänglich  die  Bedeutung 
der  landschaftlichen  Organisation  nach  dieser  Richtung  hin  nicht 
erkannt  zu  haben,  während  ihr  sehr  wohl  bekannt  war,  daß 
ein  Teil  der  dem  Adel  durch  den  Landschaftskredit  zugeflossenen 
Alittel  zur  Förderung  der  revolutionären  Bewegung  verwandt 
worden  war.  Hauptsächlich  aus  diesem  Grunde  lehnte  sie  es 
im  Laufe  der  30  er  Jahre  wiederholt  ab,  Gutsbesitzern  noch 
nachträglich  den  Beitritt  zu  dem  im  Jahre  1828  geschlossenen 
Kreditverein  zu  gestatten.  AATe  berechtigt  der  Standpunkt  der 
Regierung  war,  zeigte  sich  aufs  deutlichste  in  den  40  er  Jahren. 
Infolge  wiederholten  Drängens  von  seiten  der  Posenschen  Pro- 
vinzialstände erklärte  sich  nämlich  die  Regierung  im  Jahre  1842 
damit  einverstanden,  daß  der  Kredih’^erein  auf  weitere  5 Jahre 
zum  Beitritt  geöffnet  würde.  A’'on  dieser  Erlaubnis  wurde  als- 
bald in  ausgiebiger  AVeise  Gebrauch  gemacht.  Über  IU/4  Mil- 

‘)  M.  A.  L.  S.  Generalia  33. 

*)  Die  nachfolgende  Darstellung  über  den  Posener  Kreditverein  be- 
ruht ausschließlich  auf  Berichten  des  Ministeriums  des  Innern,  die  — soweit 
ersichtlich  — von  dem  Geh.  Ober-Reg.-Rat  Noah  bearbeitet  worden  sind. 
(M.  A.  L.  S.  spec.  Provinz  Posen  Nr.  20  I.). 

Mauer,  Landschaftl.  Kreditwesen  Preußens.  2 
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lionen  Taler  flössen  dem  ritterscliaftlichen  Grundbesitze  im  Laufe 
der  40  er  Jahre  von  seiten  des  Kredituereins  zu.  Ein  großer 
Teil  dieser  Gelder  kam  in  polnische  Hände  und  diente  zur 
Förderung  der  regierungsfeindlichen  Bestrebungen,  die  in  den 
Aufständen  von  1846  und  1848  ihren  Höhepunkt  erreichten. 

Der  Kreditverein  hat  aber  nicht  nur  indirekt  durch  die  Kredit- 
gewährung die  revolutionäre  Bewegung  unterstützt,  sondern  die 
polnisch  gesinnten  Beamten  haben  auch  direkt  die  Organisation 
des  Kreditvereins  zur  Förderung  der  gegen  Preußen  gerichteten 
Verschwörung  mißbraucht.  Sie  vermittelten  die  Korrespondenz 
zwischen  den  Verschwörern,  gaben  ihnen  Gelegenheit  zu  Zu- 
sammenkünften und  leisteten  ihren  Unternehmungen  in  jeder 
"Weise  Vorschub.  Dies  veranlaßte  die  Regierung  zum  Ein- 
schreiten. Durch  Königliche  Kabinetsordre  vom  28.  Mai  1846 
wurde  die  Leitung  des  Kreditvereins  staatlichen  Organen  über- 
tragen. Im  Jahre  1848  wurde  jedoch  die  Selbstverwaltung  des 
Institutes  wieder  hergestellt.  Die  Landschaft  rechtfertigte  aber 
das  hierdurch  zum  Ausdruck  gebrachte  Vertrauen  nicht,  sondern 
benutzte  die  erste  Gelegenheit  zu  einer  politischen  Demonstration. 

Man  besetzte  nämlich  die  landschaftlichen  Ämter  nur  mit  solchen 
Personen,  die  an  den  regierungsfeindlichen  Bestrebungen  direkt 
teilgenommen  hatten  und  präsentierte  dem  Könige  als  General- 
landschaftsdirektor unter  anderen  eine  der  am  schwersten  kom- 
promittierten Persönlichkeiten.  Hieraus  ergab  sich  für  die  Re-  y* 

gierung  die  Xotweudigkeit,  jedem  Versuch  einer  Erweiterung 
des  landschaftlichen  Wirkungskreises  entgegenzutreten.  Die  Tä-  ‘ 

tigkeit  des  Kreditvereins  wurde  daher  auf  die  Abwicklung  der 
bereits  eingegangenen  Darlehnsgeschäfte  beschränkt  und  neue 
Beleihungen  nicht  zugelassen.  Wie  notwendig  diese  Maßnahmen 
waren,  bestätigte  eine  im  Jahre  1849  vorgenommene  Revision 
des  landschaftlichen  Kreditwesens.  Diese  ergab,  daß  die  Land- 
schaftsdirektion sich  sogar  in  ihrer  Verwaltungstätigkeit  von 
politischen  Rücksichten  hatte  leiten  lassen,  indem  sie  Deutsche 
und  laue  Polen  anders  behandelte,  als  polnische  Patrioten.  In 
Anbetracht  dieser  Umstände  hielt  es  die  Regierung  für  richtiger, 
daß  die  Pflege  des  ländlichen  Bodenkredits  in  der  Provinz  Posen 
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einem  neu  zu  errichtenden,  unter  staatlicher  Leitung  stehenden 
Institute  übertragen  würde. 

Mit  der  Errichtung  des  in  politischer  Hinsicht  völlig  neu- 
tralen „Neuen  landschaftlichen  Kreditvereins“  hat  die  politische 
Bedeutung  des  landschaftlichen  Kreditwesens  in  Posen  ihren 
Abschluß  gefunden.  Der  ältere  Kreditverein  hat  zwar  noch 
bis  zum  Jahre  1877  bestanden,  ist  aber  politisch  nicht  mehr 
hervorgetreten. 

2.  DAS  LANDSCHAFTLICHE  KREDITSYSTEM  UND  DIE 
KAPITALISTISCHE  ENTWICKLUNG  DER  OSTELBISCHEN 
GUTS  WIRTSCHAFT  AM  AUSGANG  DES  18.  JAHRHUNDERTS. 

Nach  dem  siebenjährigen  Kriege  befand  sich  der  ritter- 
schaftliche  Grundbesitz  in  den  östlichen  Provinzen  des  preußischen 
Staates  in  einer  sehr  bedrängten  Lage*).  Es  fehlten  den  Guts- 
besitzern die  Mittel,  um  den  durch  die  lange  Kriegszeit  völlig 
in  Verfall  geratenen  Wii-tschaftsbetrieb  wieder  aufzurichten.  Die 
Beschaffung  der  hierzu  erforderlichen  Kapitalien  machte  unge- 
meine Schwierigkeiten , da  der  Kredit  des  grundbesitzenden 
Adels  erheblich  gesunken  war.  Am  schlimmsten  war  die  Lage 
in  Schlesien  2).  Die  Kredit  Verhältnisse  des  rittei’schaftlichen 
Grundbesitzes  waren  hier  vor  dem  Kriege  relativ  günstig  ge- 
wesen. Bedurfte  ein  Rittergutsbesitzer  früher  größerer  Mittel, 
so  wandte  er  sich  an  einen  Makler,  der  ihm  gegen  eine  Pro- 
vision von  */2  ®/o  oder  1 <*/o  von  einem  Kapitalisten  Geld  ver- 
schaffte, in  der  Regel  zu  einem  Zinsfuß  von  6 ®/o.  Dieses  Dar- 
lehn wurde  dann  meistens,  wenn  auch  nicht  immer,  gerichtlich 
versichert,  oder  — wie  wir  heute  sagen  — im  Grundbuch 
hypothekarisch  eingetragen.  Die  gerichtlichen  Versicherungen 
erfolgten  aber  nur  für  Darlehen,  die  die  Hälfte  des  letzten  Kauf- 


‘)  V.  Struensee:  Über  das  landschaftliche  System  in  Schlesien. 
(1777.)  S.  164. 

*)  Geh.  St.  A.  96,  249  D.  Promemoria  Carmers  über  die  Schles. 
Landschaft. 
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Preises  des  Gutes  nicht  überschritten.  Die  gerichtlich  versicherten 
Hypotheken  galten  daher  für  absolut  sicher.  So  wurden  sie  z.  B. 
im  Fürstentum  Schweidnitz,  wo  sie  wegen  ihrer  Ausfertigung 
auf  Pergament  allgemein  „lederne  Briefe“  genannt  wurden,  bei 
Gutskäufen  wie  bares  Geld  in  Zahlung  genommeiG).  Dies  än- 
derte sich  aber,  als  die  Regierung  während  des  Krieges  auf 
Drängen  kreditbedürftiger  Gutsbesitzer  gestattete,  daß  auch  über 
die  festgesetzte  Grenze  hinaus  Hypotheken  gerichtlich  versichert 
würden.  Diese  verloren  damit  vollkommen  den  Charakter  der 
absoluten  Sicherheit  und  fielen  auch  häufig  bei  Subhastationen 
aus^).  Dies  veranlaßte  die  Kapitalisten,  sich  jetzt  selbst  über 
den  Zustand  und  den  Wert  der  von  ihnen  belieheneu  Güter  zu 
unterrichten.  Wie  schlecht  es  damals  um  den  Gutsbetrieb  be- 
stellt war,  wurde  bereits  erwähnt.  Es  kann  daher  nicht  Wunder 
nehmen,  daß  die  Kapitalisten  die  Hergabe  neuer  Darlehn  nun- 
mehr unterließen  und  obendrein  versuchten,  ihre  auf  ländlichen 
Grundbesitz  ausgeliehenen  Kapitalien  zurückzuzieheu.  Hierzu 
waren  sie  allerdings  erst  in  der  Lage,  nachdem  der  am  31.  März 
1759  erlassene  Indult,  durch  den  alle  Exekutionen  gegen  Grund- 
besitzer bis  zur  Beendigung  des  Krieges  untersagt  worden  waren, 
mit  dem  Friedensschluß  sein  Ende  erreicht  hatte.  Die  Seipiestra- 
tionen  häuften  sich  nun  von  Tag  zu  Tage,  unzählige  Konkurse 
waren  unvermeidlich,  viele  Güter  schienen  dem  Adel  verloren. 
Da  griff  die  Regierung  mit  einem  neuen  Indult  ein.  Dieser  er- 
ging am  1.  August  1765^)  und  bestimmte,  daß  Niemand  ver- 
pflichtet sei,  seine  vor  Erlaß  des  ludultes  gemachten  Schulden 
oder  Zinsrückstände  vor  dem  1.  August  1768  zurückzuzahlen. 
Die  Gewährung  dieses  neuen  Moratoriums  rief  in  den  Kreisen 
der  Kapitalisten  eine  große  Verstimmung  hervor  und  veranlaßte 
sie,  für  die  nächste  Zukunft  von  jeder  Kreditgewährung  an  den 
ritterschaftlichen  Grundbesitz  abzusehen.  So  kam  es,  daß  nach 
Beendigung  des  zweiten  Indultes  eine  förmliche  Kreditkrisis  im 

*)  Gedanken  eines  Patrioten.  (1770.)  S.  18. 

*)  Zöllner:  Briefe  über  Schlesien.  (179.3.)  Th.  II.  395. 

®)  Kornsche  Edikten-Sammlung.  Bd.  VTII.  S.  715. 

9 Möser,  Justus : „Patriotische  Phantasien“.  (ISOl.)  III.  381. 
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Bereiche  des  ländlichen  Grundbesitzes  ausbrach.  Binnen  kurzem 
wurden  mehr  als  400  Rittergüter  zur  Subhastation  gestellt.  Die 
Güterpreise  fielen  rapid,  und  der  Ruin  des  grundbesitzenden 
Adels  erschien  unausbleiblich.  Zu  diesem  Zeitpunkte  erging  die 
berühmte  Kabinetsordre  vom  25.  August  1769,  der  das  land- 
schaftliche Kreditsystem  seine  Entstehung  verdankt.  Im  Juli  1770 
trat  die  Schlesische  Landschaft  ins  Leben,  und  damit  erreichte 
die  Kreditkrisis  ihr  Ende.  Einzig  und  allein  der  Errichtung  der 
Landschaft  hatte  es  der  Schlesische  Adel  zu  verdanken,  daß  er 
sich  in  seinem  Besitz  erhalten  konnte.  Ähnlich  günstige  Wir- 
kungen erzielten  auch  die  nach  dem  Vorbilde  der  Schlesischen 
Landschaft  errichteten  Landschaften  in  Pommern,  Westpreußen 
und  Ostpreußen.  Die  Pommersche  Landschaft  bewahrte  annähernd 
100  Rittergutsbesitzer  vor  dem  Untergang,  und  auch  in  den  beiden 
letztgenannten  Provinzen  konnten  sich  zahlreiche  Gutsbesitzer  nur 
mit  Hilfe  des  Landschaftskredits  auf  ihren  Gütern  behaupten. 
Das  im  Jahre  1777  errichtete  Kur-  und  Neumärkische  Kredit- 
institut kam  den  bisher  genannten  Landschaften  an  Bedeutung 
nicht  gleich.  Immerhin  hat  auch  dieses  Institut  wesentlich  zur 
Verbesserung  der  ländlichen  Kreditverhältnisse  beigetragen.  Im 
ganzen  haben  die  fünf  alten  Landschaften  dem  ritterschaftlichen 
Grundbesitz  bis  zum  Jahre  1805  etwa  54  Millionen  Taler  zu- 
geführt. Hiervon  entfallen : 

auf  die  Schlesische  Landschaft  ca.  24,2  Mill.  Taler, 


V 

„ Westpreußische  „ 

11 

9,9 

11 

11 

„ Ostpreußische  „ 

11 

9,0 

11 

11 

5) 

„ Pommersche  „ 

11 

6,8 

11 

V 

11 

das  Kur-  u.  Neumärk.  Kredit-Inst. 

11 

3,8 

11 

11 

Summa : 53,7  Mill.  Taler. 

Die  Kapitalien,  die  dem  Adel  von  seiten  der  Landschaften 
zuflossen,  wurden  teils  zur  Ablösung  hochverzinslicher  Hypo- 
theken, teils  zur  Vornahme  von  Meliorationen  verwandt;  haupt- 
sächlich aber  wurde  der  Laudschaftskredit  zwecks  Erwerb  von 
Grundbesitz  in  Anspruch  genommen.  Mit  der  Errichtung  der 
Landschaften  hatte  nämlich  der  Kreis  derjenigen  Personen,  für 
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die  die  Erwerbung  eines  Rittergutes  in  Frage  kommen  konnte, 
eine  wesentliche  Erweiterung  erfahren.  Auch  die  weniger  Ver- 
mögenden konnten  jetzt  Rittergüter  erwerben.  Dank  der  land- 
schaftlichen Beleihung  waren  hierzu  bare  Mittel  kaum  erforder- 
liclD).  Der  Gutskäufer  konnte  mit  Hilfe  des  Landschaftsdarlehns 
den  größten  Teil  des  Kaufpreises  bestreiten.  Da  der  Kredit  der 
Rittergutsbesitzer  sich  seit  der  Errichtung  der  Landschaften  sehr 
gehoben  hatte,  so  machte  auch  die  Beschaffung  von  Kachhypo- 
theken,  die  hinter  dem  Landschaftsdarlehn  rangierten,  keine 
Scliwierigkeiten^).  Mit  den  auf  diesem  AVege  erlangten  Kapita- 
lien konnte  dann  das  Restkaufgeld,  falls  es  der  Vorbesitzer  nicht 
überhaupt  stehen  ließ,  abbezahlt  werden.  Der  Ankauf  von  Ritter- 
gütern war  somit  jetzt  sehr  erleichtert.  Dies  war  um  so  be- 
deutungsvoller, als  die  hohen  Getreidepreise,  die  den  Ackerbau 
zu  einem  rentablen  Erwerbszweig  machten,  gleichzeitig  eine 
lebhafte  Nachfrage  nach  ländlichem  Grundbesitz  hervorriefen. 

Alan  begegnet  vielfach  der  Anschauung,  daß  der  Besitz- 
wechsel innerhalb  des  ländlichen  Grundbesitzes  in  früheren  Zeiten 
nicht  annähernd  so  häufig  gewesen  sei,  wie  heutzutage.  Diese 
Behauptung  trifft  für  die  Epoche  von  1780  — 1806  jedenfalls 
nicht  zu.  Der  Güterhandel  innerhalb  des  ritterschaftlichen 
Grundbesitzes  in  den  östlichen  Provinzen  Preußens  hatte  näm- 
lich damals  einen  enormen  Umfang. 

In  seinem  Werke  „Schlesien  vor  und  seit  dem  Jahre  1740“^) 
schreibt  von  Klöber,  daß  in  den  letzten  Dezennien  des  XVIII.  Jahr- 
hunderts in  Schlesien  mit  Landgütern  fast  wie  mit  Pferden  ge- 
handelt worden  sei.  ,,Der  Geist  der  Spekulation  habe  den  Kauf 
und  A^ erkauf  der  Güter  zu  einem  Handlungsverkehr  gemacht“. 
Ferner  berichtet  Deßmann^),  daß  die  Alobilisierung  des  ritter- 
schaftlichen Grundbesitzes  damals  so  groß  gewesen  sei,  daß  nur 

0 Krüger:  Über  das  landschaftliche  Institut  für  das  Großherzogtum 
Posen.  (1822.)  XLI. 

»j  Geh.  St.A.  89.  62  B.  (Die  schlesische  L.  1797—1804.) 

8)  Th.  II.  S.  329. 

'*)  Deßmann,  G. : Geschichte  der  Schlesischen  Agrarverfassung 
S.  248.  (1904.) 
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wenige  Adelige  auf  ihren  ererbten  Gütern  verblieben  seien.  Am 
deutlichsten  aber  ist  der  Umfang  des  schlesischen  Güterhandels 
gekennzeichnet  durch  die  Tatsache,  daß  zwischen  1785  und  1799 
wiederholt  Edikte ')  zu  seiner  Bekämpfung  ergingen,  ohne  aber 
ihren  Zweck  zu  erreichen.  Die  Güterspekulation  blieb  unaus- 
rottbar. Allein  im  Jahre  1798  wurden  118  Schlesische  Ritter- 
güter für  ungefähr  6,7  Alill.  Taler  freiwillig  verkauft^). 

Ähnliche  Zustände  wie  in  Schlesien,  heiTschten  in  jener 
Zeit  auch  in  Ostpreußen.  Die  Güter  des  Adels  Avaren  ein  Gegen- 
stand der  Spekulation  geworden.  Seit  der  Errichtung  der  Land- 
schaft herrschte  darin,  um  mit  von  Haxthausen  ^)  zu  reden,  ein 
Handel  und  AA^andeL  wie  mit  holländischen  BlumenzAAÜebeln. 
Zahlreiche  Güter  wechselten  in  kurzer  Zeit  ihren  Besitzer  nicht 
ein-,  sondern  mehreremal.  Diese  BeAvegung  dauerte  noch  bis 
zum  Ausbruch  des  Krieges  fort.  Im  Jahre  1805  fanden  123 
und  im  Jahre  1806  Aveitere  92  A^'orkäufe  von  Ostpreußischen 
Rittergütern  statt. 

Hinsichtlich  des  Güterhandels  in  AVestpreußen  genügt  es, 
darauf  hinzuweisen,  daß  im  Jahre  1787  sich  erst  ungefähr  50, 
im  Jahre  1807  aber  bereits  221  von  insgesamt  765  Rittergütern 
in  den  Händen  von  deutschen  Besitzern  befanden^). 

Sehr  zahlreich  Avaren  auch  die  BesitzAvechsel  in  der  Kur- 
und  Neumark  und  Pommern  ^);  in  letzterer  Provinz  Avurden 
1805/06  nicht  weniger  als  136,  in  ersterer  gar  151  Rittergüter 
veräußert.  Leider  liegen  für  diese  Provinzen  keine  ziffern- 
mäßigen Angaben  über  die  BesitzAvechsel  während  der  letzten 
Jahrzehnte  des  XA'III.  Jahrhunderts  vor,  doch  gCAvinnt  man  aus 
den  Akten  den  Eindruck,  daß  die  A^erkäufe  von  Rittergütern 


9 Vgl.  Kornsche  Ediktensammlung. 

*)  Schles.  Provbl.  1799.  S.  72. 

®)  von  Haxthausen:  Die  ländliche  Verfassung  in  den  einzelnen 
Provinzen  der  preuß.  Monarchie  S.  184. 

■*)  Vgl.  Holsche,  A.  K.:  Geographie  und  Statistik  von  West-,  Süd- 
und  Neu-Ostpreußen.  (1807.) 

®)  Vgl.  Versuch  über  das  Steigen  der  Preise  von  allen  Grundstücken, 
besondei's  der  Landgüter  in  Hinterpommern.  (1798.) 
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damals  nicht  weniger  zahlreich  waren,  als  in  den  Jahren  1805 
und  1806. 

Die  Grundbesitzverschiebungen  am  Ende  des  XVIII.  Jahr- 
hunderts hatten  nun  zur  Folge,  daß  zahlreiche  Kittergüter  den 
alteingesessenen  Familien  verloren  gingen.  Für  die  neuen  Be- 
sitzer Avaren  aber  die  Rittergüter  vielfach  nichts  Aveiter  als  eine 
Rentenquelle.  Ein  kapitalistischer  Geist  zog  damit  in  die  Land- 
wiilschaft  ein.  Dieser  Übergang  zu  der  kapitalistischen  Land- 
Avirtschaft  Avurde  durch  die  reiche  Kapitalzufuhr  seitens  der 
Landschaften  auf  das  Entschiedenste  gefördert.  Dies  Avar  aber 
nicht  die  einzige  Beziehung,  Avelche  zwischen  dem  Kreditsystem 
und  der  UniAvandlung  der  bisherigen  Bedarfdeckungswirtschaft 
in  eine  ErAverbswirtschaft  bestand.  Auch  das  schnelle  Eindringen 
des  rationalistisch-kapitalistischen  Geistes  in  die  LandAvirtschaft 
ist  zum  großen  Teil  auf  das  landschaftliche  Kreditsystem,  oder, 
genauer  gesagt,  auf  das  landschaftliche  TaxAvesen  zurückzuführen. 

Die  Taxgrundsätze  der  Landschaften  beruhten  auf  dem 
System  der  Ertragstaxe.  Das  Charakteristische  dieser  Tax- 
methode  besteht  darin,  daß  zunächst  der  Reinertrag  des  abzu- 
schätzenden Grundstücks  festgestellt  und  erst  aus  diesem  unter 
Zugrundelegung  eines  bestimmten  Zinsfußes  der  Kapitalwert  er- 
mittelt Avird.  Bei  dieser  Abschätzungsart  Avar  also  nicht  der 
Umfang  des  Gutes  und  die  Bodenbeschaffenheit,  sondern  einzig 
und  allein  der  Ertrag  das  entscheidende  Moment.  Die  starke 
Betonung  des  Ertragsmomentes  beeinflußte  nun  die  Gutsbesitzer 
in  kapitalistischem  Sinne.  Dies  geschah  in  um  so  höherem  Maße, 
als  die  Laudschaftstaxeu  allgemein  als  ein  objektiver  Maßstab  für 
die  BeAvertung  der  Güter  angesehen  und  auch  von  der  Gesetz- 
gebung anerkannt  AvurdenD-  Es  vvüi-de  zu  Aveit  führen,  Avenn 
AA'ir  auf  alle  Einzelheiten  der  landschaftlichen  Taxgrundsätze  ein- 
gehen  Avollten,  um  so  mehr,  da  sie  bei  den  einzelnen  Land- 
schaften nur  unerheblich  von  einander  abAvichen.  Wir  be- 
schränken uns  daher  darauf,  das  TaxAvesen  der  Schlesischen 
Landschaft  kurz  zu  charakterisieren. 


')  Meitzen,  A.  III,  180, 


2.  DIE  KAPITALISTISCHE  GUTSWIRTSCHAFT  AM  ENDE  DES  XA'III.  JAHRH.  25 

Bei  der  Abschätzung  eines  Gutes  durch  die  landschaft- 
liche Taxkommission  Avurde  zunächst  der  tatsäcldiche  Ausdrusch 
ermittelt.  Hiervon  kamen  in  Abzug  die  Aussaat,  die  „den 
Wirtschaftsbedienten  zusteheuden  Getreidedeputate“,  Aveiterhiu 
die  sogenannte  Mandel  und  Hebe,  d.  i.  die  Entschädigung  der 
Dreschergenossenschaft,  soAvie  endlich  das  sonstige  etwa  zu 
Wirtschaftszwecken  erforderliche  Getreide,  Zu  dem  alsdann  ver- 
bleibenden Quantum  Avurde  noch  das  Zinsgetreide  der  Unter- 
tanen hinzugerechnet.  Der  so  ermittelte  Getreideertrag  Avurde 
nun  nach  bestimmten  Sätzen  in  Geld  umgerechnet.  Dies  Avar 
der  erste  und  größte  Posten  auf  der  Einnahmeseite  der  Taxe, 
Es  folgten  sodann  die  sehr  sorgfältig  ermittelten  Einkünfte  aus 
der  Viehzucht,  dem  Obstbau,  den  Forsten  und  Wäldern,  der 
Jagd  und  Fischerei,  soAvie  etwaiger  geAverblicher  Xebenbetriebe. 
Den  Schluß  bildeten  die  Einnahmen  aus  den  bäuerlichen  Ab- 
gaben. Nach  einem  ganz  bestimmten  Modus  Avurde  der  jährliche 
Ertrag  der  Laudemien  der  Loslassung-,  Schutz-  und  Dienstgelder 
festgestellt  und  in  die  Taxe  eingesetzt.  Von  dem  Gesamtertrag 
Avurden  dann  die  dauernden  Lasten  abgezogen.  Hierzu  gehörten 
in  erster  Linie  Steuern,  geistliche  Abgaben,  Gesindelohn  und 
die  jährlichen  Ausgaben  für  die  Unterhaltung  der  Gebäude. 
Der  nach  Abrechnung  der  Lasten  verbleibende  Reinertrag  Avurde 
nun  unter  Zugrundelegung  eines  Zinsfußes  von  5®/o  kapitalisiert. 
Zu  der  Kapitaltaxe  Avurde  schließlich  noch  ein  bestimmter  Be- 
trag für  den  Wert  der  Wohngebäude  zugeschlagen,  und  anderer- 
seits eventuelle  luventardefekte  in  Abzug  gebracht.  Das  End- 
resultat dieser  Rechnung  Avies  den  TaxAvert  aus,  der  dann  die 
Grundlage  für  die  Kreditbemessung  abgab. 

Das  Abschätzungsverfahren  vollzog  sich  bei  den  übrigen 
Landschaften  in  der  Hauptsache  nach  denselben  Prinzipien, 
Avie  in  Schlesien.  Ein  Avesentlicher  Unterschied  bestand  darin, 
daß  in  den  Marken  und  Vorpommern  die  bäuerlichen  Dienste 
in  Geld  berechnet  und  als  Einnahme  in  der  Taxe  aufgeführt 
Avurden,  Avährend  sie  in  den  übrigen  Landschaftsbezirken  „als 
zur  BcAvirtschaftung  notAvendig“  nicht  besondei-s  in  Anschlag 
gebracht  Avurden.  In  Hinterpommern  mußte  genau  ermittelt 
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werden,  ob  überflüssige  Dienste  vorhanden  waren;  nur  diese 
durften  in  Geld  berechnet  und  in  der  Taxe  als  Einnahme  ver- 
zeichnet werden.  — Trotz  einzelner  Verschiedenheiten  war 
aber  den  Taxprinzipien  der  Landschaften  das  Eine  gemeinsam, 
daß  überall  die  Frage  nach  der  Höhe  des  Reinertrages  in  den 
Vordergrund  gestellt  wurde. 

Gegen  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts  trat  nun  innerhalb 
des  ritterschaftlichen  Grundbesitzes  in  den  östlichen  Provinzen 
des  preußischen  Staates  allgemein  das  Bestreben  nach  einer 
Erhöhung  der  Gutserträge  hervor.  Hierbei  griff  man  zu  den 
verschiedensten  Mitteln.  Das  Bedeutsamste  von  ihnen  war  der 
Übergang  zu  einer  rationelleren  Wirtschaftsweise,  der  vielfach 
durch  die  Aufnahme  von  Landschaftsdarlehen  erleichtert  wurde. 
Nicht  nur  die  Kosten  der  Umgestaltung  des  Wirtschaftsbetriebes 
konnten  jetzt  mit  Hilfe  des  Landschaftskredits  gedeckt  werden, 
auch  die  Ziusersparnisse,  die  infolge  der  Ablösung  hochverzins- 
licher Hypotheken  durch  die  landschaftliche  Beleihung  eintraten, 
wurden  vielfach  zur  Vornahme  von  Meliorationen  verwandt. 
Die  Bedeutung  des  landschaftlichen  Kreditwesens  für  die  Hebung 
der  Landeskultur  hat  allgemeine  Anerkennung  gefunden.  So  heißt 
es  z.  B.  bei  JacobiD  mit  Bezug  auf  Schlesien:  „Schon  durch 
die  von  aufgeklärten  und  erfahrenen  Landwirten  aufgenommenen 
Gütertaxen  verbreiteten  sich  richtige  Wirtschaftskenntnisse; 
mancher  Gutsbesitzer  wurde  mit  der  wahren  Beschaffenheit 
seines  Gutes  und  mit  den  für  dasselbe  angezeigten  Wirtschafts- 
verbesserungen erst  durch  die  landschaftliche  Taxe  bekannt 
gemacht.  Mit  den  Pfandbriefen  wurden  nicht  nur  Schulden  be- 
zahlt, sondern  auch  die  zerrütteten  Güter  wieder  instandgesetzt, 
Inventarienstücke  ergänzt,  gutes  Saatgetreide  beschafft,  Düng- 
mittel gekauft,  JVIeliorationen  ausgeführt,  Wüstungen  urbar  ge- 
macht, neue  Vorwerke  und  Kolonieen  erbaut  usw. 

Von  ähnlich  günstigen  Wirkungen  des  Kreditsystems  auf 
die  Landeskultur  wird  auch  aus  den  übrigen  Provinzen  be- 

*) Jacobi:  Ländliche  Zustände  in  Schlesien  während  des  vorigen 
Jahrhunderts  (1884)  S.  115. 
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richtet^-  In  dem  Berichte  der  Ostpreußischen  Generallandschafts- 
direktion vom  Jahre  1798  ist  in  dieser  Beziehung  gesagt:  „Die 
Erfahrung  habe  gelehrt,  wie  wohltätig  das  Kreditsystem  auf  die 
Kultur  der  Landgüter  sei.  Die  mit  Sorgfalt  gehaltenen  Taxen 
der  Güter  haben  die  Besitzer  derselben  über  deren  Zustand 
belehrt,  ihnen  Hilfsquellen  gezeigt,  die  bisher  verborgen  ge- 
blieben seien,  und  sie  zu  wichtigen  Meliorationen  ermuntert“*). 

Ganz  besonders  günstige  Folgen  hatte  das  landschaftliche 
Kreditsystem  für  die  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  sehr  zurück- 
gebliebenen Gutswirtschaften  in  Oberschlesien.  In  einer  sich  mit 
diesem  Landesteil  speziell  beschäftigenden  anonymen  Schrift  3), 
in  der  die  Wirkungen  des  Kreditsystems  einer  scharfen  Kritik 
unterzogen  werden,  wird  behauptet,  „daß  der  einzige  unbe- 
zweifelte  Vorteil  der  Landschaft  in  ihrer  Einwirkung  auf  die 
Landeskultur  bestehe“.  Der  Einfluß  des  Kreditsystems  in  dieser 
Richtung  wurde  so  hoch  geschätzt,  daß  man  ernstlich  daran 
dachte,  dem  Kleebau  in  Oberschlesien  mit  Hilfe  der  Landschaft 
zu  einer  weiteren  Ausbreitung  zu  verhelfen^).  Man  schlug  näm- 
lich vor,  daß  jedem  Gutsbesitzer,  der  nicht  wenigstens  den 
sechsten  Teil  des  Brachfeldes  mit  Klee  angepflanzt  hätte,  ent- 
sprechend weniger  Kredit  von  der  Landschaft  gewährt  werden 
sollte.  Dieser  Vorschlag  entsprang  der  durchaus  richtigen  Beobach- 
tung, daß  die  Gutsbesitzer  sich  leichter  zu  einer  Veränderung 
der  Wirtschaftsweise  entschlossen,  wenn  ihnen  dadurch  die  Aus- 
sicht auf  eine  höhere  Kreditgewährung  eröffnet  wurde.  Eine 
Erhöhung  der  Landschaftstaxe  trat  nun  nicht  nur  auf  Grund 
derartiger  wirtschaftstechnischer  Maßnahmen  ein,  sondern  wurde 
auch  durch  jede  anderweitige  Steigerung  des  Gutsertrages  be- 
wirkt. Diese  konnte  den  verschiedensten  Quellen  entspringen. 
Ein  einfaches  Mittel  zur  Erreichung  eines  höheren  Reinertrages 
bestand  darin,  daß  man  die  Nutzungsrechte  der  Bauern  ein- 

9 Vgl.  u.  a.  Holsche,  A.  C. : Der  Netzedistrikt  (1793). 

*)  L.  A.  Königsberg  XVI.  30.  S.  22. 

®)  Sieben  Kapitel,  veranlaßt  durch  die  Verordnung  vom  31.  De- 
zember 1789.  S.  31. 

^)  Schles.  Provinzialbl.  VI.  295. 
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schränkte  oder  ihnen  mehr  Lasten  als  bisher  aufbürdete.  Beides 
kam  in  Oberschlesien  vor,  wo  den  Bauern  vielfach  Hütungs- 
rechte und  Holznutzungen  entzogen  wurden  ^).  An  anderen  Orten 
schaffte  man  Gesinde  ab  und  vermehrte  die  bäuerlichen  Dienste. 
Die  Wirtschaftsausgaben  wurden  auf  diese  Weise  geringer,  der 
Reinertrag  entsprechend  höher.  Die  häufig  vorkommende  Ver- 
minderung des  Gesindes  veranlaßte  die  Schlesische  Landschaft, 
zu  bestimmen,  daß  in  der  Taxe  nicht  die  Kosten  für  das  tat- 
sächlich vorhandene  Gesinde,  sondern  für  das  eigentlich  er- 
forderliche Gesinde  in  Abzug  gebracht  werden  müßten  ^).  Eine 
Vermehrung  der  bäuerlichen  Dienste  ohne  gleichzeitige  Ab- 
schaffung von  Gesinde  hatte  in  Schlesien  keine  Erhöhung  der 
Landschaftstaxe  zur  Folge.  Dagegen  trat  eine  solche  ein,  wenn 
die  Gutsherren  ihre  Bauern  von  den  Diensten  befreiten  und 
sie  auf  bares  Geld  setzten.  Wenn  z.  B.*)  zu  einem  Gute  24 
Bauern  gehörten,  die  sämtlich  Spanndienste  leisteten,  so  kam 
hierfür  nichts  auf  der  Einnahmeseite  der  Taxe  in  Anschlag. 
Lösten  aber  die  Bauern  die  Dienste  durch  Übernahme  einer 
jährlichen  Rente  von  je  80  Taler  ab,  so  erhöhte  sich  die  Ein- 
nahmeseite der  Taxe  um  38  400  Taler.  Auf  der  anderen  Seite 
kamen  allerdings  die  für  die  Vermehrung  des  Gesindes  und  des 
Spannviehes  nunmehr  entstehenden  Ausgaben  in  Abzug.  Trotz- 
dem verblieb  aber  noch  ein  ansehnliches  Plus  gegenüber  der 
vor  der  Dienstablösung  aufgenommenen  Taxe.  Dieser  Umstand 
soll,  wie  Krüger  berichtet,  mehrfach  die  Veranlassung  zu  der- 
artigen Dienstreluitionen  gewesen  sein.  Daß  die  Ablösung  der 
bäuerlichen  Dienste  den  Gutsbesitzern  tatsächlich  materielle  Vor- 
teile brachte,  zeigt  das  folgende  Beispiel^).  In  Otterndorf  im 
Kreise  Sprottau  kauften  sich  die  Bauern  im  Jahre  1785  durch 
Kapitalzahlungen  von  ihren  Diensten  los.  Der  Loskauf  brachte 

0 Knapp,  G.  F. : Die  Bauern-Befreiung  und  der  Ursprung  der  Land- 
arbeiter in  den  älteren  Teilen  Preußens.  (1887.)  I.  71. 

Rev.  Detaxations-Prinzipien  v.  20.  Febr.  1775. 

Dieses  Beispiel  ist  entnommen : Krüger : Über  das  landschaftliche 
Institut  für  das  Großh.  Posen  etc.  (1822.)  XLIII. 

* *)  Schles.  Provinzialblätter  (1785.)  I.  360. 
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dem  Gutsherrn  ein  Kapital  von  15  000  Talern  ein.  In  Wirklich- 
keit soll  nach  zuverlässiger  Schätzung  die  Hälfte  der  Zinsen 
dieser  Summe  zum  Ersatz  der  Dienste  genügt  haben.  Das  be- 
treffende Gut  erhielt  infolge  dieser  Dienstablösung  nach  land- 
schaftlichen Taxgrundsätzen  einen  Mehrwert  von  6000  Talern. 
Der  Einfluß  des  landschaftlichen  Kreditsystems  auf  diese  in 
Schlesien  mehrfach  vorgekommenen  privaten  Dienstablösungen 
ist  unverkennbar. 

Auch  in  Pommern  Avurden  in  jener  Zeit  AÜelfach  Verände- 
rungen in  dem  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnis  durch  private 
Abmachungen  herbeigeführt,  mit  denen  der  Gutsherr  in  der 
Hauptsache  eine  Erhöhung  der  Einkünfte  aus  seinem  Besitze 
bezweckte^).  Seit  1780  — das  ist  gerade  seit  Gründung  der 
Landschaft  — setzten  viele  Gutsherren  die  Pachtgelder  der  Bauern 
nach  und  nach  erheblich  herauf.  Da  dies  rechtlich  nur  bei  den 
Zeitpachtbauern  zulässig  Avar,  so  Avurden  zahlreiche  bisher  erbliche 
Lassiten  in  solche  A^erAvandelt.  Dies  geschah  in  der  Weise,  daß 
die  Gutsherren  ihre  Bauern  zum  Abschluß  eines  schriftlichen 
Pachtkontraktes  veranlaßten,  in  dem  eine  bestimmte  Reihe  von 
Jahren,  meistens  sechs,  als  Pachtzeit  festgesetzt  und  gleichzeitig 
ein  höheres  Pachtgeld,  als  bisher,  stipuliert  wurde.  In  diese 
Bedingung  willigten  \4ele  Bauern  ein,  Aveil  sie  fürchteten,  andern- 
falls ihre  Stellen  zu  verlieren.  Für  die  Gutsherrn  Avar  diese 
Transaktion  in  mehrfacher  Hinsicht  von  Vorteil.  Einmal  brachte 
sie  ihnen  eine  sofortige  Erhöhung  ihrer  Einnahmen.  Außerdem 
aber  Avar  ihnen  die  Möglichkeit  gegeben,  die  Bauernstelle  nach 
Ablauf  der  Pachtzeit  an  einen  anderen  Bauern,  der  ein  höheres 
Gebot  darauf  machte,  zu  verpachten.  Jede  Erhöhung  der  Pacht- 
summe hatte  selbstverständlich  auch  eine  Erhöhung  der  Land- 
schaftstaxe zur  Folge.  Dies  Avar  um  so  Avichtiger,  als  gerade  in 
Pommern  die  landschaftlichen  Taxen  verhältnismäßig  niedrig 
waren 2)  und  nicht  annähernd  die  Ausnützung  des  Landschafts- 
kredits zuließen,  Avie  z.  B.  in  Ostpreußen.  Es  ist  also  sehr  gut 

*)  Knapp  I.  63. 

*)  Krug,  Leopold:  Betrachtungen  über  den  National-Reichtum  des 
preuß.  Staates  (1805)  L 40. 
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denkbar,  .daß  manche  Gutsbesitzer  durch  eine  allzu  knappe  Kredit- 
bemessung zu  der  geschilderten  Methode  der  Ertragssteigerung 
angeregt  wurden.  Wahrscheinlich  gab  auch  das  landschaftliche 
Taxsystem  den  Anstoß  zu  dem  Abschluß  der  schriftlichen  Pacht- 
kontrakte. War  nämlich  ein  derartiger  Vertrag  vorhanden,  so 
gestaltete  sich  die  Abschätzung  der  bäuerlichen  Leistungen  sehr 
einfach,  da  das  schriftlich  vereinbarte  Pachtgeld  ohne  Weiteres 
als  dauernder  Ertrag  in  die  Taxe  eingestellt  werden  durfte.  Fehlte 
ein  schriftlicher  Pachtvertrag,  dann  mußten  die  Gutsbesitzer 
durch  Zeugen  oder  aus  ihren  Büchern  nachweisen,  wieviel  die 
Bauern  tatsächlich  in  den  letzten  Jahren  entrichtet  hatten.  Bei 
der  mangelhaften  Buchführung  jener  Zeit^)  war  dieser  Nachweis 
häufig  recht  schwer  zu  erbringen.  Die  Gutsherren  ergriffen  daher 
gern  die  Gelegenheit,  um  durch  eine  schriftliche  Fixierung  des 
Pachtgeldes  diesen  Schwierigkeiten  zu  entgehen. 

Bestrebungen  der  GutsheiTen,  durch  höhere  Belastung  der 
bäuerlichen  Untertanen  eine  Vermehrung  der  Gutseinnahmen 
zu  erzielen,  traten  damals  auch  in  Ostpreußen  zutage.  Während 
man  aber  in  Pommern  dieses  Ziel  durch  eine  Verschlechterung 
des  bäuerlichen  Besitzrechtes  zu  erreichen  versuchte,  trat  in 
Ostpreußen  der  umgekehrte  Fall  ein.  Verschiedene  Gutsbesitzer 
verwandelten  nämlich  ihre  unerblicheu  Scharwerksbauern  in 
erbliche  Hochzinser^).  Mit  dieser  Verbesserung  des  Besitzrechtes 
ging  aber  eine  wesentliche  Erhöhung  der  bäuerlichen  Abgaben 
Hand  in  Hand.  So  hatten  die  Bauern  von  Groß-Beynuhnen  vor 
der  Umwandlung  je  12  Taler  20  gr.,  nach  derselben  20  Taler 
30  gr.  an  jährlichen  Zinsen  zu  entrichten.  Mit  der  Umwandlung 
fand  vielfach  gleichzeitig  eine  umfangreiche  Herabsetzung  der 
Spann-  und  Handdienste  statt  In  diesem  Falle  konnte  die  ganze 
Transaktion  für  die  Bauern  bisweilen  recht  vorteilhaft  sein.  In 
höherem  Maße  war  sie  es  jedenfalls  für  den  Gutsherrn,  der  die 
Dienste  nur  dann  verminderte,  wenn  er  sie  entbehren  konnte. 

‘)  Vgl.  Verlieren  oder  gewinnen  die  Gutsbesitzer  d.  Pr.  St.  durch 
d.  Ed.  v.  14.  Sept.  1811  ? (1812). 

*)  Böhme:  Gutsherrlich-bäuerlicheVerhältnisse  inOstpreuß.  während 
■der  Reformzeit  1770 — 1830.  (1902)  S.  14. 
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Eines  ist  allen  den  von  uns  beschriebenen  Maßnahmen  ge- 
meinsam, einerlei,  ob  sie  nun  in  Dienstablösung,  wüe  in  Schlesien, 
bestehen,  oder  — wie  in  Pommern  — in  Pachterhöhung,  oder 
— wie  endlich  in  Ostpreußen  — in  Zinserhöhung  und  Dienst- 
erleichterung: Sie  alle  sind  der  Ausdruck  des  Wunsches  der 
Gutsbesitzer,  ihre  Einnahmen  auf  einfache  Art  zu  steigern.  Sie 
legen  somit  Zeugnis  ab  von  dem  Erwachen  des  Erwerbstriebes 
in  den  Kreisen  der  ostelbischen  Gutsherren.  Vorgänge,  Avie  die 
von  uns  geschilderten,  sind  nur  in  Wirtschaften  denkbar,  die 
durchaus  von  kapitalistischem  Geiste  erfüllt  sind.  Wir  tragen 
daher,  im  Gegensätze  zu  Sombarti),kein  Bedenken,  die  ostelbische 
Gutswirtschaft  am  Ausgange  des  XV UI.  Jahrhunderts  als  eine 
kapitalistische  zu  bezeichnen. 

3.  DIE  WIRTSCHAFTLICHE  BEDEUTUNG 
DES  LANDSCHAFTLICHEN  KREDITWESENS  FÜR  DEN 
GROSSGRUNDBESITZ  IN  DER  ZEIT  VON  180.5  — 1905. 

Die  Blüteperiode,  die  für  die  Landwirtschaft  in  den  letzteu 
Dezennien  des  XVIII.  Jahrhunderts  begonnen  und  bis  in  die 
ersten  Jahre  des  XIX.  Jahrhunderts  angedauert  hatte,  erreichte 
mit  dem  Zusammenbruch  des  preußischen  Staates  ein  jähes  Ende. 
Die  Kriegszeit  von  1806—1813  traf  die  aufblühende  Landwirt- 
schaft mit  vernichtenden  Schlägen.  Ungeheure  materielle  Opfer 
mußte  der  ritterschaftliche  Grundbesitz  in  jener  schweren  Zeit 
bringen.  So  hatten  20  Güter  im  Breslauer  Kreise,  deren  Jahres- 
ertrag auf  etwa  30  000  Taler  geschätzt  war,  Kriegskontributionen 
in  Höhe  von  28  125  Talern  zu  entrichten^).  Noch  größer  waren 
die  Verluste  der  ostpreußischen  Gutsbesitzer:  Es  betrugen  z.  B. 
von  1806 — 1807  die  Kriegsverluste  der  Güter: 

Angerapp*)  15  824  Taler, 

Beynuhnen^)  18  090  „ 


9 Sombart,  VV.:  Der  moderne  Kapitalismus.  11.87. 

*)  Vgl.  V.  der  Goltz,  H. : Über  das  Verhältnis  der  Grundeigentümer 
zu  den  übrigen  Staatsbürgern.  (1815). 

®)  u.  *)  Böhme  a.  a.  0.  S.  61  ff. 
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Krafftshagen")  13  220  Taler, 

Schwaraunen  u.  Borcken^)  26  923  „ 

Metgethen^)  14  661  „ 

Dazu  kamen  aber  noch  die  Schädigungen,  die  die  Güter 
im  Jahre  1812  infolge  des  Durchmarsches  der  großen  Armee 
erlitten.  Diese  betrugen  z.  B.  bei  den  oben  aufgeführten  Bey- 
nuhner  Gütern  fast  19  000  Taler.  Hierbei  sind  die  Lieferungen 
an  die  preußischen  und  russischen  Truppen  noch  nicht  einmal 
mitgerechnet. 

Mit  der  Bewirtschaftung  der  Güter  war  es  während  der 
Kriegsperiode  sehr  schlecht  bestellt.  Den  großen  Ausgaben 
standen  daher  nur  geringe  Einnahmen  gegenüber.  Überall 
machte  sich  ein  dringendes  Bedürfnis  nach  Notstandskredit  be- 
merkbar. Die  Landschaften,  die  einzige  Kreditquelle  der  Guts- 
besitzer während  der  Kriegszeit,  wurden  mit  Darlehnsgesuchen 
bestürmt.  Selbst  als  die  Pfandbriefkurse  bereits  stark  gefallen 
und  der  Landschaftskredit  hierdurch  sehr  verteuert  war,  gingen 
noch  zahlreiche  Beleihungsanträge  ein.  So  hat  die  Ostpreußische 
Landschaft  in  den  Jahren  1809 — 1811  bei  einem  Pfandbriefkurs 
von  durchschnittlich  60  “/o  gegen  30  Rittergüter  neubeliehen  und 
Pfandbriefe  in  Höhe  von  ungefähr  1/2  Million  Taler  ausgefertigt. 
Als  aber  der  Kurs  der  Pfandbriefe  im  Jahre  1812  bis  auf  33®/o 
fiel,  veranlaßte  die  Regierung  die  Landschaft,  ihre  Beleihungs- 
tätigkeit wesentlich  einzuschränken  ^).  Diese  Maßregel  entsprang 
der  Anschauung,  daß  die  Aufnahme  von  Darlehen,  die  eine 
10 '’/o  ige  Verzinsung  erforderten,  dem  wirtschaftlichen  Interesse 
der  Gutsbesitzer  zuwiderlaufe. 

Auch  die  Westpreußische  Landschaft,  die  durch  die  Ab- 
tretung eines  großen  Teils  ihres  Gebietes  an  das  Großherzogtum 
Warschau  auf  das  Schwerste  erschüttert  worden  war,  sah  sich 
damals  mit  Rücksicht  auf  den  niedrigen  Kurs  ihrer  Pfandbriefe,  zu 
einer  zeitweiligen  Einstellung  ihrer  Beleihungstätigkeit  gezwungen. 

0 u.  *)  Strehl,  W. : Chronik  von  Krafftshagen  (1905). 

®)  Rühl,  Fr.:  „Verluste  eines  samländ.  Gutes“  im  Jahre  1807.  (Altpr. 
Monats.  XXXX.). 

L.  A.  Königsberg  XVI.  64. 
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Im  Gegensatz  zu  der  Ostpreußischen  und  der  Westpreu- 
ßischen Landschaft  erhielten  die  landschaftlichen  Kreditinstitute 
in  Schlesien,  Pommern  und  Brandenburg  die  uneingeschränkte 
Kreditgewährung  auch  während  des  Krieges  aufrecht. 

Wie  hoch  sich  die  Summen  belaufen,  die  dem  ritterschaft- 
lichen  Grundbesitz  während  der  Kriegsperiode  von  den  Land- 
schaften zur  Verfügung  gestellt  wurden,  läßt  sich  nur  schätzungs- 
weise feststeUen.  Es  dürften  8—10  Millionen  Taler  gewesen 
sein.  Von  diesen  Beträgen  entfiel  ein  sehr  großer  Teil  auf  Neu- 
beleihungen. Viele  Gutsbesitzer,  die  den  Landschaftskredit  noch 
nicht  in  Anspruch  genommen  hatten,  taten  dies  nunmehr  und 
verschafften  sich  auf  diesem  Wege  die  zur  Beseitigung  der 
Kriegsschäden  erforderlichen  Mittel.  In  dieser  Beziehung  wirkte 
daher  das  Kreditsystem  während  der  Kriegszeit  außerordentlich 
segensreich.  In  noch  höherem  Maße  trifft  dies  für  die  erste 
Zeit  nach  dem  Friedensschluß  zu.  In  den  Jahren  1815  — 1820 
bewilligten  die  fünf  Landschaften  Darlehen  in  einem  Gesamt- 
beträge von  mehr  als  12  Millionen  Talern.  Ein  großer  Teil 
dieser  Darlehen  diente  zum  Ersatz  für  Privatkapitalien,  die  zur 
Rückzahlung  gekündigt  Avorden  waren i).  Dies  war  nämlich  in 
so  großem  Umfange  geschehen,  daß  ohne  das  Eingreifen  der 
Landschaften 2)  eine  Kreditkrisis  unvermeidlich  gewesen  Aväre. 
Bei  der  Pommerschen  Landschaft  allein  Avurden  Avährend  der 
bezeichneten  fünf  Jahre  mehr  Rittergüter  neubeliehen,  als  ins- 
gesamt während  der  Zeit  Amn  1795 — 1815. 

Bei  der  Schlesischen  Landschaft  stieg  der  Gesamtbetrag 
der  Beleihungen  in  den  Jahren  1815 — 1820  um  5 240  000  Taler. 
Da  sich  nun  die  Gesamtverschuldung  aller  Schlesischen  Ritter- 


I *)  Vgl.  Geh.  St.  A.  74.  J.  IV.  L.  u.  St.  Pommern  2.  vol.  3.  u.  Strehl: 

Chronik  v.  Krafftshagen. 

Böhme  behauptet  (a.  a.  0.  S.  80),  daß  die  Ostpr.  Landschaft  damals 
„soweit  ihr  irgend  Mittel  zur  Verfügung  standen“  die  Güter  belieben  habe. 
Er  geht  hierbei  offenbar  \mn  der  Anschauung  aus,  daß  die  Landschaft 
in  ihrer  ßeleihungstätigkeit  von  dem  Besitze  barer  Mittel  abhängig  war. 
Dies  ist  jedoch  unzutreffend,  da  die  Landschaft  die  Darlehen  nicht  in 
„bar“,  sondern  in  ,, Pfandbriefen“  auszahlte. 


Mauer,  Landschaftl.  Kreditwesen  Preußens. 
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güter  in  dieser  Zeit  mir  um  2V2  MiUionen  erhöhte^),  so  muß 
die  Landschaft  damals  Privathypotheken  im  Betrage  von  fast 
3 Millionen  Talern  abgelöst  haben.  Diese  Zahlen  geben  uns 
ein  klares  Bild  von  den  Verschiebungen,  die  in  jener  Zeit  iin 
Bereiche  des  ländlichen  Bodenkreditwesens  stattfanden.  Das 
Privatkapital,  das  bei  einer  Anlage  in  Staatspapieren  eine  Ver- 
zinsung von  sechs  oder  gar  sieben  Prozent  erzielen  konnte, 
wandte  sich  mehr  und  mehr  vom  Grundbesitz  ab  2)  und  wurde 
durch  den  Landschaftskredit  ersetzt.  Dieser  Vorgang  entsprach 
durchaus  den  wirtschaftlichen  Interessen  der  Grundbesitzer. 

Die  teuern  und  kündbaren  Privathypotheken  wurden  in  großem 
Umfange  durch  die  billigeren  und  unkündbaren  Landschafts- 
darlehen abgelöst.  Die  hierbei  eintretende  Zinserleichterung  I 

war  besonders  wichtig  in  einer  Zeit,  in  der  den  Gutsbesitzern 
ohnehin  durch  Erhöhung  der  Steuern  und  Abgaben  viele  neue  ^ 

Lasten  aufgebürdet  wurden.  So  hat  der  Kredit,  den  die  Land- 
schaften dem  Grundbesitz  zur  Verfügung  stellen  konnten,  manchem 
Grundbesitzer  über  die  damalige  schwere  Zeit  hinweggeholfen. 

Hierin  bestand  die  wirtschaftlictie  Bedeutung  des  landschaftlichen 
Kreditsystems  für  den  ritterschaftlichen  Grundbesitz  in  der  Zeit 

von  1806 — 1820.  1 . ^ j 

Während  der  zwanziger  Jahre  des  XIX.  Jahrhunderts  stan 

das  landschaftliche  Kreditwesen  völlig  im  Zeichen  der  Agrar-  I 

krisis.  Hervorgerufen  war  diese  durch  einen  rapiden  Fall  der 
Getreidepreise,  die  zeitweilig  so  niedrig  waren,  daß  sie  nicht 
einmal  die  laufenden  Produktionskosten  zu  decken  vermochten  ). 

Unter  diesen  Umständen  war  die  Mehrzahl  der  Gutsbesitzer  außer- 
stande, die  Landschaftszinsen  regelmäßig  zu  entrichten.  Infolge  | 

dieser  Stockung  in  der  Zinszahlung  sahen  sich  die  Landschaften 
genötigt,  eine  große  Zahl  von  Rittergütern  in  Sequestration  zu 
nehmen.  Bei  der  Westpreußischen  Landschaft  betrug  die  Zahl 

‘)  Meitzen  III.  193.  , x 1 ^ 

*)  V.  Bülow-Cummerow:  Über  die  Verwaltung  des  Staatskanzlers 

Fürsten  Hardenberg  (1821)  S.  31.  , j oax.- 

ä)  Vgl.  Ucke,  A. : Die  Agrarkrisis  in  Preußen  wahrend  der  20  er 

Jahre  dieses  Jahrhunderts.  (1888.) 
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der  sequestrierten  Güter  im  Jahre  1821  schon  135  und  stieg  bis 
1826  auf  250.  In  dieser  Zeit  waren  in  Ostpreußen  154  Ritter- 
güter, d.  i.  mehr  als  ein  Viertel  aller  beliehenen  Güter,  in  land- 
schaftlicher Zwangsverwaltung.  Bei  der  Pomm ersehen  Land- 
schaft befanden  sich  von  1826 — 1829  stets  mehr  als  100  Güter 
in  Sequestration.  Ähnlich  lagen  die  Dinge  bei  der  Schlesischen 
Landschaft,  wo  die  Zahl  der  sequestrierten  Güter  bis  auf  114 
anwuchs.  Während  es  nun  mit  Hilfe  der  Sequestrationen  in 
früheren  Zeiten  fast  immer  möglich  gewesen  war,  die  Land- 
schaftszinsen aus  dem  Gutsertrag  zu  decken,  versagte  dieses  Mittel 
jetzt  vollkommen.  Es  blieb  den  Landschaften  daher  nichts  anderes 
übi-ig,  als  die  betreffenden  Güter  zur  Subhastation  zu  stellen. 
Infolge  der  obwaltenden  mißlichen  Verhältnisse  waren  die  Güter- 
preise aber  bereits  derartig  gefallen,  daß  bei  den  Subhastationen 
oft  nicht  einmal  die  landschaftliche  Beleihung  ausgeboten  wurde. 
Auf  diese  Weise  brachten  die  Zwangsverkäufe  den  Landschaften 
große  Ausfälle.  Die  Ostpreußische  und  Westpreußische  Land- 
schaft mußten  sogar  eine  Anzahl  Güter,  da  andere  Käufer  nicht 
zu  finden  waren,  selbst  übernehmen  und  konnten  sie  nur  mit 
Verlust  Weiterverkäufen. 

Diese  Vorgänge  brachten  die  Landschaften  zu  der  Über- 
zeugung, daß  die  bisher  von  ihnen  gewährten  Kredite  zu  hoch 
gewesen  seien  und  veranlaßten  sie,  fortan  die  äußerste  A''orsicht 
bei  der  Kreditbemessung  zu  beobachten.  Am  weitesten  ging 
hierin  die  Ostpreußische  Landschaft.  Sie  beschloß  bereits  im 
Jahre  1823,  daß  fortan  nicht  mehr  zwei  Drittel,  sondern  nur  die 
Hälfte  des  Taxwertes  als  Darlehn  gegeben  werden  sollte.  Auch 
die  Beleihungen,  die  ohne  Taxe  auf  Grund  des  letzten  Erwerbs- 
preises erfolgten,  wurden  viel  niedriger  als  zuvor  angesetzt.  Seit 
1826  wurden  ferner  die  bäuerlichen  Leistungen  nicht  mehr  mit 
der  Hälfte,  sondern  nur  mit  einem  Vieiiel  ihres  Wertes  in  Au- 
schlag  gebracht.  Die  Taxen  ergaben  daher  viel  niedrigere  Re- 
sultate, als  in  früheren  Zeiten.  Waren  die  Laudschaftstaxen 
ehemals  zu  hoch  gewesen,  so  blieben  sie  jetzt  meistens  hinter 

dem  wirklichen  Werte  zurück. 

Ähnliche  Maßnahmen  zur  Beschränkung  der  Kreditgewäh- 

3* 
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rung  wie  die  Ostpreußische,  traf  aucli  die  Westpreußisclie  Land- 
schaft. Da  nun  ihre  Beleihungen  so  wie  so  nicht  über  die  Hälfte 
des  Taxwertes  hinausgingen,  so  waren  ihre  Bestrebungen  in  erster 
Linie  darauf  gerichtet,  möglichst  niedrige  Taxen  zu  erzielen. 
Wie  rigoros  sie  hierbei  vorging,  soll  an  einem  Beispiele  gezeigt 
werden!).  Der  Besitzer  des  Gutes  Kl.  Tromnau,  das  von  der 
Landschaft  mit  38  200  Talern  belieben  war,  hatte  auf  den  ihm 
bei  der  Regiüierung  zugefallenen  Ländereien  zwei  neue  Vor- 
werke errichtet  und  hierfür  laut  Attest  der  Generalkommission 
10  770  Taler  aufgewandt.  Er  beantragte  nun  auf  Grund  dieses 
Wertzuwachses  eine  Nachbeleihung  bei  der  Landschaft,  die  ihm 
von  Rechts  wegen  bis  zur  Hälfte  des  Taxwertes  der  neuen  Vor- 
werke ohne  w'eiteres  hätte  zugestanden  werden  müssen.  Dies 
geschah  aber  nicht;  die  Landschaft  nahm  vielmehr  eine  Neu- 
abschätzung des  gesamten  Gutes  vor,  die  nur  eine  Erhöhung  des 
Taxwertes  um  ungefähr  5000  Taler  ergab,  obw'ohl  die  Neuan- 
lagen mit  17  650  Talern  in  Anschlag  gebracht  wurden.  Diese 
künstliche  Herabsetzung  der  Taxe  ist  zwar  von  dem  Minister 
des  Innern  mißbilligt  worden,  sie  entsprach  aber  völlig  den 
Intentionen  des  Oberpräsidenten  von  Schön,  der  von  einer 
Beleihungstätigkeit  der  Landschaft  in  jener  Zeit  nichts  wissen 
wmllte.  Schön  sprach  sich  wiederholt  dahin  aus,  daß  die  ge- 
samte Tätigkeit  der  Landschaft  darauf  berechnet  sein  müsse,  für 
den  prompten  und  richtigen  Eingang  ihrer  Forderungen  Sorge 
zu  tiagen^).  Er  bestimmte  deshalb,  daß  ohne  seine  Zustimmung 
keine  Landschaftsdarlehen  bewilligt  werden  dürften.  Dieser  Maß- 
regel ist  es  in  erster  Linie  zuzuschreiben,  daß  die  Westpreußische 
Landschaft  in  den  zw'anziger  und  dreißiger  Jahren  nur  ver- 
hältnismäßig wenig  zur  Befriedigung  der  Kreditbedürfnisse  der 
Westpreußischen  Gutsbesitzer  hat  beitragen  können. 

Die  Ostpreußische  und  Westpreußische  Landschaft  haben 
somit  in  jener  Periode  die  Benutzung  des  Landschaftskredites 
systematisch  erschwert.  In  so  schroffer  Weise,  wie  bei  diesen 
beiden  Instituten,  kam  die  Neigung,  die  Kreditgewährung  ein- 

')  Geh.  St.  A.  87.  B.  XXIII  42.  vol.  2. 

*)  St.  A.  Danzig.  161.  503.  Schön  an  von  Lavergne,  9.  Dezember  1828. 
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zuschränken,  bei  den  übrigen  Landschaften  nicht  zum  Ausdruck. 
Immeihin  ließen  auch  die  Schlesische  und  Pommersche  Land- 
schaft in  der  Taxation  der  Güter  die  Tendenz  einer  niedrigen 
Bemessung  der  Gutswerte  und  damit  der  Kredite  deutlich  er- 
kennen. Es  wurde  also  zwar  nicht  die  Beleihungstätigkeit  selbst, 
wohl  aber  die  Kreditbemessung  eingeschränkt.  In  Schlesien  ging 
man  hierin  so  weit,  daß  sich  im  Laufe  der  dreißiger  Jahre  in 
den  Kreisen  dei  Rittergutsbesitzer  eine  lebhafte  Mißstimmung 
gegen  die  Landschaft  geltend  machte!).  Hierdurch  sah  sich  die 
Regierung  veranlaßt,  die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Schle- 
sischen Landschaft  einer  eingehenden  Untersuchung  zu  imter- 
ziehen.  Diese  ergab,  „daß  die  Beleihung  nur  bis  zur  Hälfte  des 
Wertes  bei  den  veränderten  Besitz-  und  Verkehrsverhältnissen 
um  so  weniger  ausreichend  sei,  als  die  Taxprinzipien  der  Land- 
schaft veraltet  und  bei  dem  derzeitigen  Kulturzustande  und  der 
Bewirtschaftungsweise  der  Güter  nicht  mehr  passend  seien“. 

Der  Umstand,  daß  die  Schlesische  Landschaft  den  wirt- 
schaftlich berechtigten  Kreditansprüchen  des  ritterschaftlichen 
Grundbesitzes  nicht  Rechnung  trug,  bestimmte  die  Regierung 
dazu,  ein  neues,  mit  staatlicher  Garantie  ausgestattetes  Kredit- 
institut ins  Leben  zu  rufen.  Durch  Verordnung  vom  8.  Juni  1835 
wurde  das  sogenannte  „Königliche  Kreditinstitut  für  Schlesien“ 
eirichtet.  Seine  Aufgabe  bestand  darin,  den  Gutsbesitzern  hinter 
der  landschaftlichen  Beleihung  bis  zu  zwei  Dritteln  des  Guts- 
wertes Darlehen  zu  gewähren.  Durch  die  Errichtung  dieses 
Institutes  wurde  nunmehr  vor  aßem  denjenigen  Gutsbesitzern 
geholfen,  die  den  Landschaftskredit  bereits  bis  zur  äußersten 
Grenze  ausgenutzt  und  bislang  keinen  weiteren  Kredit  hatten 
finden  können,  um  ihren  Gutsbetrieb  in  einer  den  veränderten 
Wirtschaftsverhältnissen  entsprechenden  Weise  umzugestalten. 
Das  Königliche  Kreditinstitut  wurde  während  der  ersten  zehn 
Jahre  seines  Bestehens  sehr  stark  in  Anspruch  genommen.  Die 
von  ihm  gewährten  Darlehen  beliefen  sich  im  Jahre  1845  be- 
reits auf  mehr  als  5 Millionen  Taler.  Ein  Verlust  ist  hierbei  für 
das  Institut  nicht  eingetreten.  Daß  die  von  dem  Königlichen 

*)  M.  A.  L.  S.  Schlesien  48.  vol.  1. 
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Kreditinstitut  gewährten  Kredite  sich  noch  innerhalb  der  Sicher 
heitsgrenze  befanden,  beweist,  daß  die  Schlesische  Landschaft 
bei  der  Kreditbemessung  eine  übertriebene  Vorsicht  hat  walten 
lassen,  der  eine  innere  Berechtigung  nicht  zugesprochen  werden 
kann.  Daß  das  Verhalten  der  Landschaft  in  Hinblick  auf  die 
während  der  Agi-arkrisis  gemachten  Erfahrungen  psychologisch 
verständlich  ist,  liegt  auf  einem  ganz  anderen  Felde. 

Den  wirtschaftlichen  Interessen  der  Gutsbesitzer  lief  die 
repressive  Kreditpolitik,  wie  sie  bei  den  meisten  Landschaften 
in  den  zwanziger  und  dreißiger  Jahren  geherrscht  hat,  gerade 
wegs  zuwider;  denn  diese  Kreditbeschränkungen  traten  gerade 
in  einer  Zeit  ein,  als  die  Gutsbesitzer  für  die  infolge  der  Re 
gulierung  erforderliche  Neuorganisation  ihres  Wirtschaftsbetriebes 
Kredit  nötiger  hatten,  als  je  zuvorD-  Wir  kommen  daher  zu  dem 
Resultat,  daß  die  Landschaften  in  der  Periode  von  1820 — 1840 
im  allgemeinen  ihrer  Aufgabe  als  Kreditinstitute  nicht  in  dem 
wünschenswerten  Maße  gerecht  geworden  sind^). 

In  gewisser  Weise  kam  die  Tendenz,  die  landschaftliche 
Kreditgewährung  einzuschränken,  auch  bei  dem  im  Jahre  1821 
errichteten  Kreditverein  für  das  Großherzogtum  Posen  zum 
Ausdruck.  Der  Beitritt  zu  diesem  Institut  wurde  den  Guts 
besitzern  nur  auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren  gestattet.  Nach 
Ablauf  dieser  Frist  wurde  der  Kreditverein  für  geschlossen  er 
klärt  3)  und  nur  den  bereits  beigetretenen  Gutsbesitzern  gestattet, 
Nachbeleihungen  bis  zur  Hälfte  des  Werts  ihrer  Güter  in  Anspruch 
zu  nehmen^).  Aber  trotz  dieser  Beschränkung  hat  der  Posener 

0 Vgl.  Avenarius,  L.:  Über  den  Verkauf  zahlreicher  adliger  Güter 
in  der  Provinz  Preußen  (1827). 

*)  Es  erscheint  daher  nicht  zutreffend,  wenn  v.  d.  Goltz  ausführt : 
,,In  der  Periode  1820 — 40  war  es  wesentlich  der  Mitwirkung  der  Land- 
schaften zu  danken,  daß  der  überwiegende  Teil  des  Großgrundbesitzes 
über  Wasser  gehalten  wurde.“  — (Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Artikel: 

• Landschaften.) 

*)  Durch  Kabinetsordre  vom  15.  April  1842  wurde  der  Kreditverein 
wiederum  für  5 Jahre  zum  Beitritt  geöffnet.  (S.  a.  S.  39.) 

*)  Von  1824—1828  erhielten  22  Gutsbesitzer  Nachtragsdarlehen. 
Ein  Ministerialreskript  vom  21.  März  1828  erklärte  dann  Nachbeleihungen 
für  unzulässig;  im  Jahre  1836  wurden  sie  aber  von  Neuem  gestattet. 
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Kreditinstitut  gewährten  Kredite  sich  noch  innerhalb  der  Sicher 
heitsgrenze  befanden,  beweist,  daß  die  Schlesische  Landschaft 
bei  der  Kreditbemessung  eine  übertriebene  Vorsicht  hat  walten 
lassen,  der  eine  innere  Berechtigung  nicht  zugesprochen  werden 
kann.  Daß  das  Verhalten  der  Landschaft  in  Hinblick  auf  die 
während  der  Agrarkrisis  gemachten  Erfahrungen  psychologisch 
verständlich  ist,  liegt  auf  einem  ganz  anderen  Felde. 

Den  wirtschaftlichen  Interessen  der  Gutsbesitzer  lief  die 
repressive  Kreditpolitik,  wie  sie  bei  den  meisten  Landschaften 
in  den  zwanziger  und  dreißiger  Jahren  geherrscht  hat,  gerade 
Wegs  zuwider;  denn  diese  Kreditbeschränkungen  traten  gerade 
in  einer  Zeit  ein,  als  die  Gutsbesitzer  für  die  infolge  der  Re 
gulierung  erforderliche  Neuorganisation  ihres  Wirtschaftsbetriebes 
Kredit  nötiger  hatten,  als  je  zuvor D-  Wir  kommen  daher  zu  dem 
Resultat,  daß  die  Landschaften  in  der  Periode  von  1820 — 1840 
im  allgemeinen  ihrer  Aufgabe  als  Kreditinstitute  nicht  in  dem 
wünschenswerten  Maße  gerecht  geworden  sind^). 

Tn  gewisser  Weise  kam  die  Tendenz,  die  landschaftliche 
Kreditgewährung  einzuschränken,  auch  bei  dem  im  Jahre  1821 
errichteten  Kreditverein  für  das  Großherzogtum  Posen  zum 
Ausdruck.  Der  Beitritt  zu  diesem  Institut  wurde  den  Guts 
besitzern  nur  auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren  gestattet.  Nach 
Ablauf  dieser  Frist  wurde  der  Kreditverein  für  geschlossen  er 
klärt  3)  und  nur  den  bereits  beigetretenen  Gutsbesitzern  gestattet, 
Nachbeleihungen  bis  zur  Hälfte  des  Werts  ihrer  Güter  in  Anspruch 
zu  nehmen*).  Aber  trotz  dieser  Beschränkung  hat  der  Posenei 

')  Vgl.  Avenarius,  L.:  Über  den  Verkauf  zahlreicher  adliger  Güter 
in  der  Provinz  Preußen  (1827). 

*)  Es  erscheint  daher  nicht  zutreffend,  wenn  v.  d.  Goltz  ausführt : 
„In  der  Periode  1820 — 40  war  es  wesentlich  der  Mitwirkung  der  Land- 
schaften zu  danken,  daß  der  überwiegende  Teil  des  Großgrundbesitzes 
über  Wasser  gehalten  wurde.“  — (Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Artikel: 
Landschaften.) 

Durch  Kabinetsordre  vom  15.  April  1842  wurde  der  Kreditverein 
wiederum  für  5 Jahre  zum  Beitritt  geöffnet.  (S.  a.  S.  39.) 

^)  Von  1824—1828  erhielten  22  Gutsbesitzer  Nachtragsdarlehen. 
Ein  Ministerialreskript  vom  21.  März  1828  erklärte  dann  Nachbeleihungen 
für  unzulässig;  im  Jahre  1836  wurden  sie  aber  von  Neuem  gestattet. 
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Kreditverein  sehr  segensreich  gewirkt;  durch  ihn  wurden  die 
tiefverschuldeten  Gutsbesitzer  in  die  Lage  versetzt,  sich  mit 
ihren  Gläubigern  zu  arrangieren  und  dadurch  viele  von  ihnen 
vor  dem  sonst  unvermeidlichen  Zusammenbruch  bewahrt^). 

Außerdem  aber  kommt  dem  Kreditverein  von  1821  eine 
besondere  Bedeutung  deswegen  zu,  weil  er  es  war,  der  dem 
Amortisationsprinzip  Eingang  in  das  landschaftliche  Kreditwesen 
verschafft  hat.  Die  Schuldner  des  Posener  Institutes  hatten 
nämlich  außer  den  4 o/o  Zinsen  und  einem  Yerwaltungskosten- 
beitrag  von  V4O/0  noch  lo/o  jährlich  für  die  Amortisation  ihrer 
Schuld  zu  entrichten.  Die  Amortisationsbeiträge  wurden  zur 
Kückzahlung  von  Pfandbriefen  verwandt. 

Das  Amortisationssystem  gelangte  Ende  der  dreißiger  Jahre 
auch  bei  den  übrigen  Landschaften  zur  Einführung  und  zwar 
anläßlich  der  damals  stattfindenden  Herabsetzung  der  Zinsen  der 
landschaftlichen  Pfandbriefe  von  4 0/0  auf  8^/2  0/0.  Die  Land- 
schaften ließen  nämlich  die  Zinszahlung  ihrer  Schuldner  nach 
der  Konversion  in  der  bisherigen  Höhe  fortbestehen  und  benutzten 
die  den  Pfandbriefinhabern  nicht  zufließenden  Beträge  zu  Amorti- 
sationszw'ecken. 

Mit  dieser  Maßregel  war  ein  großer  Teil  der  Gutsbesitzer 
durchaus  nicht  einverstanden.  Sie  waren  der  Meinung,  daß  eine 
Herabsetzung  ihrer  Jahresleistungen,  wie  sie  anläßlich  der  Kon- 
version der  Pfandbriefe  hätte  einti'eten  können,  ihren  Interessen 
mehr  entsprochen  hätte,  als  die  Einführung  des  Amortisations- 
zwanges. Von  diesem  Standpunkt  ausgehend,  entschlossen  sich 
viele  von  ihnen  dazu,  die  Landschaftsdarlehen  zurückzuzahlen 
und  Privatkapitalien  aufzunehmen.  Letztere  standen  ihnen  infolge 
der  allgemeinen  Geldflüssigkeit  seit  Ende  der  dreißiger  Jahre 
zu  verhältnismäßig  günstigen  Bedingungen  und  in  reichem  Maße 

zur  Verfügung. 

Bei  der  Schlesischen  Landschaft  gelangten  von  1836—1845 
Darlehen  in  Höhe  von  mehr  als  7 Millionen  Talern  zur  Eück- 

‘)  Klebs,  J,:  Die  Landeskulturgesetzgebung,  deren  Ausführung  und 
Erfolge  im  Großhzt.  Posen  (1860).  S.  174. 
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Zahlung.  Diese  umfangreichen  Ablösungen  haben  einzelne  Schrift- 
steller i)  darauf  zurückgeführt,  daß  die  hohen  Getreidepreise  es 
den  Schlesischen  Gutsbesitzern  damals  ermöglicht  hätten,  ihre 
Hypothekenschulden  zu  tilgen.  Diese  Auffassung  ist  jedoch  nicht 
zutreffend.  Der  bei  weitem  größere  Teil  der  in  jener  Zeit  zur 
Rückzahlung  gelangten  Landschaftsdaiiehen  wurden  vielmehr 
durch  Privatkapitalien  ersetzt.  Diesem  Prozeß  stand  nur  dann 
ein  Hindernis  im  Wege,  wenn  der  betreffende  Gutsbesitzer  bei 
dem  Königlichen  Kreditinstitut  ein  Darlehen  aufgenoranien  hatte. 
Diesem  durfte  nämlich  reglementsmäßig  nur  ein  Landschafts- 
darlehen vorangehen.  Wie  groß  aber  in  jener  Zeit  das  Über- 
gewicht des  Privatkredits  über  den  Landschaftskredit  war,  be- 
weist der  Umstand,  daß  man  diese  Bestimmung  abändern  mußte: 
Eine  Kabinetsordre  vom  17.  Mai  1847  bestimmte,  daß  auch 
Privathypothek en  vor  den  Darlehen  des  Königlichen  Kredit- 
institutes im  Hypothekenbuche  stehen  bleiben  dürften. 

Ebensolche  Verschiebungen  innerhalb  des  ländlichen  Hypo- 
thekenverkehrs, wie  in  Schlesien,  fanden  in  den  vierziger  Jahren 
in  Ostpreußen  statt.  Die  Ostpreußische  Generallandschaftsdirektion 
konstatierte  bereits  in  ihrem  Berichte  von  1841,  daß  zahlreiche 
Landschaftsdarlehen  durch  niedriger  verzinsliche  Privatkapitalien 
abgelöst  worden  seien.  Im  Jahre  1844  bemerkte  sie,  daß  diese 
Bewegung  noch  andauere  und  mit  der  Abneigung  der  Guts- 
besitzer gegen  die  Zwangsaniortisation  in  Zusammenhang  stehe. 
Die  Ostpreußische  Landschaft  wurde  damals  durch  die  Guts- 
besitzer hauptsächlich  in  der  Weise  in  Anspruch  genommen, 
daß  diese  ihre  Güter  von  ihr  abschätzen  ließen,  um  sich  auf 
Grund  der  Landschaftstaxen  Darlehen  von  Privaten  verschaffen 
zu  können  2). 

Auch  die  übrigen  landschaftlichen  Kreditinstitute  hatten 
infolge  der  Konkurrenz  seitens  des  Privatkapitals  in  dem  De- 
zennium 1840 — 1850  nur  geringe  Forschritte  zu  verzeichneu. 
In  Pommern  und  Brandenburg  sollen  die  Kapitalisten  damals 


‘)  Z.  B.  Hübner:  „Die  Banken“  (1853)  I.  S.  56. 

*)  L.  A.  Königsberg  II.  Gen.  107.  Aufsatz  des  G.  Ldr.  v.  Jachmann. 
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Gelder  zu  3 V20/0  auf  Rittergüter  ausgeliehen  haben*),  sodaß  die 
Gutsbesitzer  in  keiner  Weise  auf  den  Landschaftskredit  ange- 
wiesen waren.  Erst  gegen  Ende  der  40  er  Jahre  zog  sich  das 
Privatkapital  wieder  mehr  vom  Hypothekenverkehr  zurück  und 
wandte  sich  der  Anlage  in  Eisenbahnwerten  zu^).  Von  dieser 
Zeit  an  gewannen  dann  die  Landschaften  als  Kreditquelle  des 
ritterschaftlichen  Grundbesitzes  wieder  eine  erhöhte  Bedeutung. 

Ein  ganz  anderes  Bild,  als  in  den  dreißiger  und  vierziger 
Jahren  bietet  das  landschaftliche  Kreditwesen  in  der  Zeit  von 
1850 — 1870.  Die  völlige  Umwälzung  auf  landwirtschaftlichem 
Gebiete,  die  seit  der  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  in  Gang  ge- 
kommen war,  steigerte  den  Kreditbedarf  des  ländlichen  Grund- 
besitzes im  höchsten  Maße®).  Dieses  vermehrte  Kreditbedürfnis 
fand  nun  in  der  Hauptsache  seine  Befriedigung  bei  den  Land- 
schaften. Diese  waren  besonders  während  der  sechziger  Jahre, 
als  sich  das  Privatkapital  in  schrecken  erregendem  Umfange  von 
dem  ländlichen  Hypothekenverkehr  abwandte*),  die  einzige  Kredit- 
quelle für  den  größeren  ländlichen  Grundbesitz.  Der  damals  in 
den  nordöstlichen  Provinzen  Preußens  herrschenden  Kreditnot 
haben  die  Landschaften  allerdings  nur  teilweise  abzuhelfen  ver- 
mocht“). Die  völlige  Beseitigung  der  Kreditkrisis  durch  die  Land- 
schaften war  aber  auch  garnicht  zu  erwarten,  da  sie  im  wesent- 
lichen auf  einen  Mangel  an  Betriebskredit  zurückzuführen  war®). 
Dessen  Beschaffung  gehörte  aber  garnicht  zu  den  Aufgaben  der 
Landschaften.  Zum  Teil  beruhte  die  Notlage  allerdings  auch  auf 
dem  unbefriedigten  Bedarf  nach  einem  über  die  zulässigen  Land- 

q v.  Thünen:  Der  isolierte  Staat.  II 1. 140. 

*)  Kahn,  J.:  Geschichte  des  Zinsfußes  in  Deutschland  seit  1815. 
(1884)  S.  99. 

*)  Vgl.  Lette:  Das  landwirtschaftliche  Kredit- und  Hypothekenwesen 

(1868). 

*)  Schles.  Zeitung  v.  7.  Januar  1868. 

®)  Vgl.  Mäscher : Der  landwirtschaftliche  Real-  und  Gewerbekredit 
(1863)  u.  Matern,  J. : Die  volkswirtschaftliche  Aufgabe  der  landschaftlichen 
Hypotheken-Kredit-Institute  (1868). 

*)  Vgl.  Rodbertus-Jagetzow : Zur  Erklärung  und  Abhülfe  der  heutigen 
Kreditnoth  des  Grundbesitzes  (1868). 
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Schaftsdarlehen  hinausgehenden  Bodenkredit.  Um  diesen  gewähren 
zu  können,  mußten  die  Landschaften  die  Grenzen  ihrer  Be- 
leihungen bedeutend  erweitern.  Dies  geschah  bei  den  meisten 
Instituten  in  der  Weise,  daß  die  beleihbare  Quote  des  Taxwertes 
von  der  Hälfte  auf  zwei  Drittel  heraufgesetzt  wurde.  Diese 
Maßnahme  erfolgte  in  Brandenburg  und  Schlesien  bereits  im 
Jahre  1858.  In  der  letztgenannten  Provinz  war  der  Wunsch  nach 
einer  erweiterten  Tätigkeit  der  Landschaft  besonders  dringend 
geworden,  weil  das  Königliche  Kreditinstitut  seit  dem  4.  März 
1856  für  weitere  Beleihungen  geschlossen  worden  war^). 

Im  Jahre  1866  folgte  die  Ostpreußische  Landschaft  und 
1868  die  Westpreußische  Landschaft  dem  Beispiel  der  beiden 
eben  erwähnten  Institute,  indem  sie  die  Beleihungsgi*enze  auf 
zwei  Drittel  bezw.  sechs  Zehntel  des  Taxwertes  erhöhten.  Diese 
Maßregel  gestattete  den  Landschaften  eine  erhöhte  Beleihungs- 
tätigkeit und  machte  es  ihnen  vor  allem  möglich,  Privatdarlehen, 
die  über  die  bisherige  Beleihungsgrenze  hinausgingen,  abzulösen. 

Von  1850 — 1870  führten  die  fünf  alten  Landschaften  dem 
Großgrundbesitz  mehr  als  80  Millionen  Taler  zu.  Der  Gesamt- 
betrag ihrer  Ausleihungen  hat  sich  in  dieser  Zeit  fast  verdoppelt. 
Sie  beliefen  sich  im  Jahre  1870  auf  über  510  Millionen  Mark. 

Daß  die  Landschaften  in  der  vorstehend  besprochenen 
Periode  eine  so  umfangreiche  Beleihungstätigkeit  entfalten  konn- 
ten, war,  abgesehen  von  der  Erhöhung  der  Beleihungsquote, 
vielfach  auf  eine  Umgestaltung  des  landschaftlichen  Taxwesens 
zurückzuführen.  Die  Landschaften  hatten  sich  nicht  länger  der 
Überzeugimg  verschließen  können,  daß  ihre  meist  sehr  alten 
Taxprinzipien  mit  den  völlig  veränderten  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen nicht  mehr  im  Einklang  standen.  Sie  nahmen  daher 
jetzt  endlich  die  lange  hinausgeschobene  Eevision  ihres  Tax- 

0 Die  Budgetkommission  der  II.  Kammer  hatte  ncämlich  bereits  im 
Jahre  1850  die  Ansicht  ausgesprochen,  daß  das  Fortbestehen  der  staat- 
lichen Garantie  mit  der  veränderten^taatsverfassung  nicht  vereinbar  sei. 
(Poschinger  II.  252.) 

Vgl.  Brämer,  H.:  Die  Grundkredit-Institute  in  Preußen.  Zeitschr. 
d.  Kgl.  pr.  Statist.  Bureaus  1867. 
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Systems  in  Angriff.  In  Pommern  und  Schlesien  fand  Ende  der 
fünfziger  Jahre,  in  Ostpreußen,  Brandenburg  und  Westpreußen 
während  der  sechziger  Jahre  eine  Revision  der  landschaftlichen 
Taxprinzipien  statt.  — Bei  der  Westpreußischen  Landschaft 
führte  die  Revision  der  Taxgrundsätze  zu  einem  völligen  Bruch 
mit  dem  Ertragstaxsystem,  das  durch  die  Methode  der  Grund- 
taxation ersetzt  wurde.  Die  Veränderung  des  Abschätzungs- 
verfahrens führte  eine  Erhöhung  der  Laudschaftstaxen  und  da- 
mit eine  erweiterte  Kreditgewährung  herbei.  Außerdem  gestaltete 
sich  die  Taxation  selbst  wesentlich  einfacher.  Hierdurch  wurde 
eine  schnellere  Erledigung  der  Beleihungsanträge  ermöglicht.  In 
dieser  Beziehung  wurde  noch  ein  weiterer  Fortschritt  dadurch 
erzielt,  daß  man  als  Maßstab  für  die  Darlehensbemessung  neben 
den  Taxen  auch  die  Grundsteuer-Reinertrags -Schätzungen  be- 
nutzte. So  beschloß  die  Westpreußische  Landschaft  im  Jahre 
1867,  um  ein  schnelleres  Verfahren  bei  der  Beleihung  zu  er- 
möglichen, Darlehen  bis  zum  fünfzehnfachen  Grundsteuer-Rein- 
ertrag ohne  jede  Taxe  zu  bewilligen.  Ähnliche  Bestimmungen 
trafen  in  der  Folgezeit  auch  die  übrigen  Institute. 

Ausschließlich  auf  der  Grundsteuerveranlaguug  beruhte 
die  Kreditbemessung  bei  dem  im  Jahre  1867  errichteten  land- 
schaftlichen Kreditverband  der  Provinz  Sachsen,  wo  der  dreißig- 
fache Grundsteuer-Reinertrag  als  Taxwert  angenommen  wurde. 
Dieses  Institut  hatte  übrigens  im  Jahre  1870  erst  sechs  Ritter- 
güter belieben;  es  ist  daher  für  die  Periode,  mit  der  wir  uns 
augenblicklich  befassen,  nur  von  untergeordneter  Bedeutung. 

Anders  verhält  es  sich  mit  dem  1857  begründeten  Neuen 
landschaftlichen  Kreditverein  für  die  Provinz  Posen.  Dieser  war 
während  der  sechziger  Jahre  ebenso  wie  die  5 alten  Landschaften 
eifrig  bestrebt,  den  wachsenden  Kreditbedürfnissen  des  größeren 
ländlichen  Grundbesitzes  gerecht  zu  werden.  Seine  Beleihungs- 
tätigkeit erreichte  daher  bald  einen  ansehnlichen  Umfang.  Im 
Jahre  1870  hatte  er  bereits  über  700  Rittergüter  mit  einer 
Gesamtsumme  von  mehr  als  80  Millionen  Mark  behehen. 

Von  den  Landschaftsdarlehen,  die  im  Jahre  1870  auf  etwa 
6000  Rittergütern  in  den  6 östlichen  Provinzen  ruhten,  war  weit 
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mehr  als  die  Hälfte  erst  in  den  vorangegangenen  zwanzig  Jahren 
eingetragen  worden.  In  dieser  Zeit  zeigte  es  sich,  eine  wie  hohe 
wirtschaftliclie  Bedeutung  einem  organisierten  Kredit  zukommt, 
der  nicht  nur  in  einer  Periode  des  Öeldüberilusses,  sondern  auch 
in  Zeiten  des  Geldmangels  dem  Grundbesitz  zur  Verfügung  steht. 
Diesem  Vorteil  gegenüber  fällt  es  nur  wenig  ins  Gewicht,  daß 
in  Zeiten  teuren  Geldes  auch  die  Landschaften  ihren  Zinsfuß  für 
neue  Darlehen  erhöhen  müssen,  und  zwar  besonders  deshalb, 
weil  sie,  sobald  die  Verhältnisse  des  Geldmarktes  es  gestatten, 
wieder  eine  Herabsetzung  des  Zinsfußes  vornehmen. 

In  den  letzten  drei  Dezennien  des  vorigen  Jahrhunderts 
haben  die  Landschaften  ihre  Organisation  noch  weiter  ausgebaut 
und  hierdurch  den  Weg  für  eine  erhöhte  Nutzbarmachung  des 
Landschaftskredits  geebnet.  Unter  den  von  ihnen  zu  diesem 
Zweck  geschaffenen  Einrichtungen  sind  an  erster  Stelle  die  land- 
schaftlichen Darlehenskassen  und  Banken  zu  nennen.  Derartige 
Institute  existieren  zur  Zeit  (1906)  in: 

Stammkapital : 

Breslau : Schlesische  landschaftliche  Bank  . . Mk.  5.000.000, 
Königsberg:  Bank  der  Ostpreußischen  Landschaft  „ 3.000.000, 
Berlin : Kur-  u.  Neumärk.  ritterschaftl.  Darlehnsk.  „ 4.144.740, 
Danzig:  Westpreuß.  landschaftl.  Darlehnskasse  „ 1.200.000, 
Posen:  Posener  landschaftliche  Bank  ...  „ 2.000,000, 

Stettin:  Pommersche  landschaftliche  Bank  . . „ 2.000.000, 

HaUe:  Landschaftl.  Bank  der  Provinz  Sachsen  „ 2.000.000. 

Diese  Banken  und  Darlehenskassen  waren  ihrem  ursprüng- 
lichen Charakter  nach  Personalkredit-Institute  und  ausschließlich 
zur  Unterstützung  und  Ergänzung  des  landschaftlichen  Kredit- 
werkes bestimmt  0-  Sie  gewährten  Vorschüsse  zur  Hypotheken- 
Kegulierung  und  erleichterten  hierdurch,  sowie  durch  die 
Beschaffung  zweitstelliger  Hypotheken  die  Vornahme  der  land- 
schaftlichen Beleihungen.  Unter  Beibehaltung  dieser  Tätigkeit 
erweiterten  sie  im  Laufe  der  Zeit  ihre  Wirksamkeit  über  den 
Kreis  der  Kreditverbundenen  hinaus  und  betreiben  heute  alle 

‘j  Hermes:  „Landschaften“  im  Handw.  d.  Staatsw. 
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Arten  von  Bankgeschäften,  mit  Ausnahme  solcher  spekulativen 
Charakters.  Infolgedessen  sind  sie  in  der  Lage,  den  Landschaften 
große  Gewinne  zuzuführen,  die  zur  Verstärkung  der  landschaft- 
lichen Fonds  dienen  und  somit  der  Gesamtheit  der  Kreditver- 
buudenen  zugute  kommen. 

Ein  weiter  es  Mittel  zur  Ausbreitung  des  Landschaftskredits 
bestand  in  der  Schaffung  des  „Zentralpfandbriefes“.  Er  verdankt 
seine  Entstehung  der  im  Jahre  1868  seitens  des  Norddeutschen 
Bundes  veranstalteten  Enquete  über  das  Hypotheken  wesen.  Ge- 
legentlich der  hierbei  stattgehabten  Beratungen  wurde  nämlich 
darauf  hingewiesen,  daß  die  Pfandbriefe  der  verschiedenen  Land- 
schaften, obwohl  sie  ganz  gleichwertig  seien,  im  Kurse  sehr 
erheblich  differierten  i). 

So  standen  z.  B.  1867  die  Ostpreußischen  und  die  West- 
prenßischen  Landschafts-Pfandbriefe  durchschnittlich  8— lOVo 
niedriger  im  Kurse,  als  die  Pfandbriefe  der  Schlesischen  Land- 
schaft. Dies  hatte  zur  Folge,  daß  die  Gutsbesitzer  in  Ost-  und 
Westpreußen  bei  Inanspruchnahme  des  Laudschaftskredits  gegen- 
über denjenigen  in  den  übrigen  Provinzen  im  Nachteil  waren. 
Diesem  Übelstand  glaubte  man  dadurch  abhelfen  zu  können,  daß 
man  für  alle  Landschaften  einen  gemeinschaftlichen  Pfandbrief 
schuf.  Zu  diesem  Zwecke  traten  im  Jahre  1873  sämtliche 
landschaftlichen  Kreditinstitute,  mit  Ausnahme  derjenigen  von 
Schlesien  und  Posen,  zu  einem  Verbände  zusammen,  der  den 
Namen  „Zentrallandschaft  für  die  preußischen  Staaten“  erhielt. 
Diesel  Veiband  erhielt  das  Recht,  für  jedes  seitens  einer  Pro- 
vinziallandschaft gegebenen  Darlehen  sogenannte  „Zentralpfaud- 
briefe“  auszufertigen,  die  der  kreditnehmende  Gutsbesitzer  als 
Darleheusvaluta  erhielt.  Der  leitende  Gesichtspunkt  für  diese 
Einrichtung  war,  daß,  wenn  die  Gutsbesitzer  in  allen  Provinzen 
die  Landschaftsdarlehen  in  den  gleichen  Pfandbriefen  erhielten, 
sie  auch  überall  den  gleichen  Zinsfuß  für  die  Landschafts- 
darlehen zu  enti’ichten  hätten. 

‘)  Franz,  R.  Die  landschaftlichen  Kreditinstitute  in  Preußen  S 36 

(1902). 
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Der  Zentralpfandbrief  hat  sich  aber  nicht  in  dem  Maße 
•einzubürgem  vermocht,  wie  man  dies  erwartet  hatte.  Die  meisten 
Institute  sind  im  Laufe  der  Zeit  wieder  zur  Ausgabe  von  Pro- 
vinziallandschafts - Pfandbriefen  zurückgekehi’t.  Hierbei  haben 
mehrere  Gründe  mitgesprochen.  Einmal  ist  bereits  während  der 
siebziger  Jahre  ein  gewisser  Ausgleich  in  den  Kursen  der  Pro- 
vinzial-Pfandbriefe  eingetreten,  der  die  Benutzung  des  Zentral- 
pfandbriefes überflüssig  machte.  Fernerhin  sind  aber  einige 
Landschaften  aus  der  Zeutrallandschaft  wieder  ausgeschieden, 
weil  sie  mit  der  Zentralisation  unvermeidlich  verbundene  Be- 
schränkung ihrer  Selbständigkeit  störend  empfanden ‘).  Das 
letztere  Moment  ist  bisher  in  der  Literatur  als  der  entscheidende 
Grund  für  das  geringe  Gedeihen  der  Zentrallandschaft  angesehen 
worden.  Demgegenüber  möchten  Avir  annehmen,  daß  die  Zentral- 
landschaft sich  trotz  der  erwähnten  Beschränkungen  eines  großen 
Zuspruchs  zu  erfreuen  gehabt  hätte,  Avenn  die  Kursveischieden- 
heiten  bestehen  geblieben  Avären.  Die  Existenzberechtigung  der 
Zentrallandschaft  ist  neuerdings  erst  wieder  dadurch  erwiesen 
worden,  daß  die  im  Jahre  1895  für  den  Großgrundbesitz  er- 
richtete SchlesAvig-Holsteinische  Landschaft  sich  bei  ihrer  Kredit- 
gewährung ausschließlich  der  Zentralpfandbriefe  bedient.  Auch 
bei  dem  Kur-  und  Neumärkischen  Kredit-Institut  ist  dies  der  Fall. 
Im  Ganzen  sind  von  1873 — 1905  landschaftliche  Zentralpfand- 
briefe in  Höhe  von  fast  800  Millionen  Mark  ausgegeben  worden. 
HierAmn  Avaren  im  Jahre  1905  noch  Mk.  406.755.550. — im  Umlauf. 

Der  Gesamtbetrag  der  umlaufenden  landschaftlichen  Pfand- 
briefe betrug  im  Jahre  1905  mehr  als  2 V2  Milliarden  Mark. 
Von  diesen  sind  etAva  l^U  Milliarden  Mark  zwecks  Beleihung 
von  Gütern  ausgegeben  Avorden,  die  dem  Großgrundbesitz  zuzu- 
rechnen sind. 

Von  1870 — 1905  haben  die  Landschaften  dem  Großgrund- 
besitz etwa  1100  Millionen  Mark  neu  zugeführt  und  nahezu 
6000  Güter  in  einer  Größe  von  mehr  als  100  ha  neu  belieben. 
Die  Zahl  der  landschaftlich  beliehenen  Güter  dieser  Größen- 


’)  Hermes:  „Landschaften“  Handw.  d.  Staatsw. 
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Massen  belief  sich  1905  auf  11 — 12  000,  sie  hat  sich  also  seit 
1870  ungefähr  verdoppelt,  ein  deutlicher  Beweis  für  die  ge- 
waltigen Fortschritte,  die  der  Landschaftskredit  in  den  letzten 
drei  Dezennien  in  den  Kreisen  des  größeren  ländlichen  Grund- 
besitzes gemacht  hat.  Erst  in  dieser  Epoche  gelangte  der  Kampf 
zwischen  dem  IndiAÜdualkredit  und  dem  organisierten  Kredit  zur 
endgiltigen  Entscheidung  zugunsten  des  letzteren. 

Das  landschaftliche  Kreditsystem  hat  somit  nach  langen 
Kämpfen  dem  organisierten  Kredit,  der  allein  der  eigenartigen 
Natur  der  Landwirtschaft  voll  und  ganz  gerecht  wird,  zum 
endgiltigen  Siege  im  Bereiche  des  Großgrundbesitzes  verhelfen. 


t, 


lebp:nslauf. 


Hermann  Mauer,  geboren  zu  Cassel  am  29.  September  1876, 
besuchte  daselbst  das  Königliche  Wilhelnisgvmnasium,  widmete 
sich  in  den  Jahren  1892—1896  in  Cassel,  lYankfurt  a.  M.  und 
Paris  dem  Bank-  und  Börsenfach,  genügte  1896/97  seiner 
militärischen  Dienstpflicht,  war  von  1898—1902  in  Berhn  in 
Bank-  und  Bodenkredit-Instituten  tätig;  studierte  von  Oktober 
1902  an  Staatswissenschaften  und  zwar  drei  Semester  an  der 
Königlichen  Friedrich-Wilhelms-Universität  zu  Berlin  und  sechs 
weitere  Semester  bis  März  1907  an  der  Kaiser  Wilhelms-Uni- 
versität zu  Straßburg  i.  E.,  hörte  in  Berlin  Vorlesungen  bei  den 
Herren  Professoren  von  Bortkiewicz,  Hintze,  von  Marti tz, 
Schnioller,  Sering,  Stumpf,  Wagner  und  den  Herren  Dr.  Bern- 
hard, Dr.  Helfferich,  Dr.  Preuß,  in  Straßburg  bei  den  Herren 
Professoren  Knapp,  Laband,  M.  E.  Mayer,  Rehm,  Sartorius 
Fi-eiherrn  von  Waltershausen,  Wittich;  erhielt  am  1.  Mai  1906 
den  von  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  der 
Kaiser  Wilhelms-Universität  zu  Straßburg  für  die  Lösung  der 
Preisaufgabe : „Das  landschaftliche  Kreditsystem  Preußens  agrar- 
historisch betrachtet“  ausgesetzten  Preis. 
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